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Warum die Stimmabgabe für junge Menschen kein Selbstläufer ist

Executive Summary

Sowohl das politische Interesse als auch das Engage-
ment junger Menschen sind in Deutschland in den ver-
gangenen Jahren deutlich gestiegen. Dennoch bleibt 
ihre Wahlbeteiligung die niedrigste aller Altersgruppen. 
Daher untersucht die vorliegende Studie, welche Hür-
den junge Menschen von der Wahlteilnahme abhalten. 

Unsere Studie zeigt, dass Wählen für junge Menschen 
kein Selbstläufer ist. Auf dem Weg zur Stimmabgabe 
müssen sie vier Hürden überwinden:

1. Zugangshürde: „Kann ich wählen?“

2. Kompetenzhürde: „Verstehe ich Wählen?“

3. Motivationshürde: „Will ich wählen?“

4. Resonanzhürde: „Wirkt mein Wählen?“

Während einige junge Menschen all diese Hürden 
problemlos meistern, scheitern andere schon an der 
ersten. Unterschiedliche Ausgangs- und Lebensbedin-
gungen sowie unterstützende Rahmenbedingungen, 
die die politische Mobilisierung prägen, bestimmen, 
welche Hürden junge Menschen überwinden müssen 
oder schon hinter sich gelassen haben. 

Die Studie verdeutlicht, dass in jungen Menschen, 
die bisher nicht regelmäßig wählen, dennoch großes 
demokratisches Potential steckt: Sie sind interessierter, 
vertrauensvoller und optimistischer Politik gegenüber 
als ältere Vergleichsgruppen. Zudem zeigt sich, dass 
Social Media Politik für junge Menschen präsenter 
gemacht hat. Die hohe Sichtbarkeit politischer Inhalte 
im Alltag kann dabei zum einen Zugang zu Informatio-
nen erleichtern und motivieren. Die Omnipräsenz von 
politischer Debatte verlangt jungen Menschen zum 
anderen aber auch viel ab: Sie kann überfordern oder 
Rückzug auslösen. 

Wählen wird für junge Menschen erst dann selbstver-
ständlich, wenn die Hürden beseitigt werden, die ihren 
Weg zur Wahl unnötig erschweren. Hierfür sollte Poli-
tik die Lebensrealität junger Menschen ernst nehmen 
und sie konsequent einbeziehen. Es braucht verlässli-
che, leicht zugängliche Informationen, eine starke poli-
tische Bildung und echte Beteiligungsmöglichkeiten 
auf Augenhöhe. Nur wenn die Themen junger Men-
schen relevanter Teil der politischen Agenda sind und 
junge Menschen in politische Prozesse eingebunden 
werden, lassen sich Hürden zur Wahlteilnahme abbau-
en und deren politische Teilhabe nachhaltig stärken.

Eine Übersicht über die Hürden und unsere Hand-
lungsempfehlungen bietet Abbildung 4 „Hürden auf 
dem Weg zur Wahlteilnahme“ auf Seite 15.

Handlungsempfehlungen zum Abbau der vier Hürden 
sind auf den folgenden Seiten zusammengetragen:

	▪ Zugang erleichtern (S. 19)

	▪ Kompetenz stärken (S. 27)

	▪ Motivation fördern (S. 35)

	▪ Resonanz erhöhen (S. 40)
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Vorwort

Demokratie lebt davon, dass unterschiedliche Pers-
pektiven gehört und berücksichtigt werden – auch 
und gerade dann, wenn sie nicht die lautesten oder 
zahlreichsten sind. Doch infolge des demografischen 
Wandels und struktureller Hindernisse finden die 
Stimmen junger Menschen heutzutage zu selten Ge-
hör: Der Anteil junger Menschen an der Wählerschaft 
schwindet und damit auch ihr politisches Gewicht. 
Diese Entwicklung allein wäre schon herausfordernd. 
In Verbindung mit einer Wahlbeteiligung, die seit Jah-
ren hinter jener anderer Altersgruppen zurückbleibt, 
entsteht jedoch eine demokratiepolitische Spannung, 
die das Fundament der Demokratie in Deutschland zu 
untergraben droht.

Denn junge Menschen sind diejenigen, die langfristige 
Folgen politischer Entscheidungen viel stärker spüren 
werden als der Großteil der Gesellschaft. Wenn ihre 
Stimme zu selten gehört wird, verliert Politik an Strahl-
kraft, Glaubwürdigkeit und Legitimation. 75 Prozent 
der jungen Menschen sind der Auffassung, dass sie bei 
politischen Entscheidungen nicht ausreichend berück-
sichtigt werden (Bertelsmann Stiftung 2026). Wenn 
Politik junge Menschen nicht mehr erreicht, ihnen 
kein attraktives Angebot machen kann und es keine 
relevanten Versprechen für ihre Zukunft gibt, dann 
verwirkt sie ihren Gestaltungsanspruch und verspielt 
ihre eigene Zukunft: die Wählerbasis der kommenden 
Jahrzehnte. 

Während die Demokratie zunehmend in der Defensive 
ist, erleben wir heute eine Jugend, die sich einmischt, die 
Verantwortung übernimmt, die gesellschaftlich präsent 
ist wie kaum eine andere zuvor. Dass viele junge Men-
schen dennoch von Wahlen fernbleiben – sei es aus Un-
sicherheit, Überforderung oder fehlender Routine – darf 
nicht als fehlendes Interesse missverstanden werden. 
Es ist vielmehr Ausdruck eines Systems, das in seinen 
Strukturen und Kommunikationswegen stärker auf die 
Bedürfnisse älterer Generationen zugeschnitten ist. 

Eine zukunftsfähige Demokratie muss auch demografi-
sche Veränderungen ernst nehmen. Je weniger junge 
Menschen es zahlenmäßig gibt, desto mehr müssen wir 
als Gesellschaft sicherstellen, dass ihre Perspektiven 
dennoch politisches Gewicht entfalten. Das ist kein 
Gefallen für eine Minderheit, sondern eine Investition 
in die Stabilität unseres politischen Systems. Unse-
re Demokratie wird widerstandsfähiger, wenn junge 
Menschen früh erfahren, dass ihre Stimme Wirkung 
hat und dass politische Institutionen auf ihre Lebens-
realität reagieren.

Diese Studie ist ein Beitrag dazu, den Blick für die 
Herausforderungen zu schärfen, vor denen junge 
Menschen auf dem Weg zur Wahl stehen – und für 
das Potenzial, das entsteht, wenn wir diese Hürden 
abbauen. Sie richtet sich an alle, die (politische) Ver-
antwortung tragen, in Regierungen, Parlamenten, Ver-
waltungen oder zivilgesellschaftlichen Organisationen. 
Denn die Frage, ob junge Menschen wählen gehen, ist 
im Wesentlichen keine Frage individueller Motivation. 
Es ist eine Frage der demokratischen Zukunft unseres 
Landes.

Wenn es uns gelingt, junge Menschen für Wahlen zu 
gewinnen, gewinnen wir nicht nur Wähler:innen: Wir 
gewinnen Vertrauen sowie politische Gestaltungsfä-
higkeit und schützen die demokratische Souveränität 
kommender Generationen. 

Dr. Regina von Görtz 
Director Demokratie und Zusammenhalt 

Bertelsmann Stiftung 
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1. Einleitung

„Ich gehe nicht wählen, weil – ich vertraue dem Ganzen 
da oben irgendwie nicht“, sagte ein Teilnehmer unserer 
Fokusgruppe auf die Frage, ob er bei der Bundestags-
wahl 2025 zur Wahl gegangen sei. Er war mit seiner 
Einschätzung nicht allein. Bei der letzten Bundestags-
wahl gingen 20,6 Prozent der unter 30-Jährigen nicht 
zur Wahl (Bundeswahlleiterin 2025; eigene Berech-
nungen). Bei allen sieben Bundestagswahlen in diesem 
Jahrtausend waren junge Menschen im Alter von 18 
bis 29 Jahren die Gruppe mit der niedrigsten Wahlbe-
teiligung. 

Zugleich sind das politische Interesse und Engage-
ment junger Menschen in Deutschland in den letzten 
Jahren deutlich gestiegen. So stieg unter den 17- bis 
29-Jährigen der Anteil zivilgesellschaftlich Engagierter 
zwischen 1990 und 2021 von 26 auf 43 Prozent. Allein 
zwischen 2019 und 2021 gab es einen Zuwachs von 
zehn Prozentpunkten. Das Engagementniveau junger 

Menschen liegt in Deutschland damit deutlich über 
dem gesellschaftlichen Durchschnitt von 35 Prozent 
(Alscher, Priller und Burkhardt 2024, 358-366, siehe 
aber unter anderem Albert et al. 2024). Trotzdem bleibt 
die Wahlbeteiligung junger Menschen weiterhin unter 
jener älterer Bevölkerungsgruppen – hat sich allerdings 
deren Beteiligungsniveau in den vergangenen Jahren 
zunehmend angenähert (Konzelmann, Wagner und 
Rattinger 2012). So stieg sie seit 2009 kontinuierlich 
an und lag bei der Bundestagswahl 2025 nur noch 
leicht unter dem generellen Durchschnitt (Bundes-
wahlleiterin 2025).

Wenn also das politische Interesse und Engagement 
junger Menschen deutlich gestiegen ist – und beides 
häufig das von älteren Kohorten übersteigt – stellt 
sich die Frage, warum sich diese Entwicklung nicht in 
gleicher Deutlichkeit in der Wahlbeteiligung zeigt. 

2002 2005 2009 2013 2017 2021 2025

ABBILDUNG 1 Wahlbeteiligung junger Erwachsener

insgesamt 18–20 21–24 25–29
Beteiligung der 18- bis 29-Jährigen an Bundestagswahlen seit 2002 im Vergleich zur durchschnittlichen Wahlbeteiligung.

77,7 %

70,8 % 71,5 %

76,2 % 76,6 %

69,6 %

62,5 %
63,7 %

69,9 %

70,5 %

66,0 %

58,6 %

60,6 %
59,6 %

61,6 %

67,0 %

68,6 %
69,5 %

72,4 %

71,2 %

79,1 %

69,9 %

67,7 %

71,6 %

82,5 %

78,8 %
78,3 %

80,5 %

Quelle: Bundeswahlleiterin 2025; eigene Darstellung.
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Da sich der Gang zur Wahlurne erst mit dem Alter und 
wiederholter Teilnahme zur Gewohnheit entwickelt 
(Schäfer, Roßteutscher und Abendschön 2019: 819; 
Bhatti, Hansen und Wass 2016: 153), ist es entschei-
dend, den Hindernissen, die junge Menschen auf dem 
Weg zur Stimmabgabe bewältigen müssen, möglichst 
früh entgegenzuwirken. Ganz konkret leitet sich davon 
die zentrale Leitfrage dieser Studie ab: Welche Hürden 
bestehen für junge Menschen und welche müssen sie 
überwinden, um ihre Stimme abzugeben?

Diese Fragestellung ist gleich aus mehreren Gründen 
für unsere Demokratie hoch relevant: Es muss ein 
zentrales Anliegen demokratischer Gesellschaften sein, 
die politische Teilhabe junger Menschen zu stärken, um 
langfristig die Legitimation und Stabilität des demokra-
tischen Systems zu sichern und auszugestalten. Zudem 
ist die Wahlbeteiligung junger Menschen vor dem Hin-
tergrund des demografischen Wandels von besonderer 
Bedeutung: Die Gruppe der jungen Menschen macht 
einen immer kleineren Teil der Wählerschaft aus. Umso 
wichtiger ist es, die Faktoren dafür zu identifizieren, 
wie gerade diese Gruppe zur Wahl motiviert werden 
kann, damit auch ihre Interessen politisch vertreten 
werden. 

Zur Beantwortung der Frage nach den Hürden auf dem 
Weg zur Stimmabgabe wurde in der Datenerhebung 
für die Studie der Schwerpunkt auf junge Menschen 
gelegt, die bislang nur gelegentlich oder noch gar nicht 
gewählt haben – also auf diejenigen, für die der Gang 
zur Wahl noch nicht zur Gewohnheit geworden ist, die 
eine gewisse Distanz zu Politik aufweisen und deren 
Weg zur Wahlurne eher einem Hürdenlauf als einem 
Spaziergang gleicht. 

Dabei ist es Ziel dieser Studie, systematisch aufzu-
schlüsseln, welche Faktoren die Wahlbereitschaft jun-
ger Menschen beeinflussen und an welchen Stellen auf 
diesem Weg Hürden bestehen. Auf diese Weise wollen 
wir nachzeichnen, welche unterschiedlichen Gründe 
junge Menschen davon abhalten, zu wählen. Nicht 
zuletzt geht es uns darum, auf Basis dieser systema-
tischen Analyse zielgenaue Handlungsempfehlungen 
für relevante Akteur:innen abzuleiten. Dabei stehen 
junge Menschen im Fokus, die noch nicht nachhaltig 
für Wahlen gewonnen sind. Als junge Menschen be-
trachten wir in dieser Studie die Wahlberechtigten im 
Alter von 18 bis 29 Jahren. Dabei darf jedoch, wie in 
der Abbildung 3 „Junge Menschen in Zahlen“ gezeigt 
wird, nicht vergessen werden, dass 22,2 Prozent dieser 
Altersgruppe in Deutschland aufgrund ihrer auslän-
dischen Staatsbürgerschaft von Bundestagswahlen 
ausgeschlossen sind (Statistisches Bundesamt 2025) – 
was bereits Teil der ersten Hürde ist. 

In der Abbildung 2 „Zeitstrahl: Gesellschaftliche Ent-
wicklungen und Krisenrealitäten 2011 bis 2025“ wird 
zunächst der Kontext gesellschaftlicher Entwicklungen 
und Vielfachkrisen skizziert, in dem junge Menschen, 
geboren zwischen 1996 und 2007, sozialisiert wurden. 
Zudem wird in Abbildung 3 „Junge Menschen in Zah-
len“  die Lebensrealität junger Menschen in Deutsch-
land anhand ausgewählter Kennzahlen dargestellt und 
mit der Gesamtbevölkerung verglichen. Diese Rahmen-
bedingungen machen deutlich: Heute die Entwicklung 
hin zum Erwachsensein zu durchlaufen, lässt sich nur 
bedingt mit dem Aufwachsen älterer Kohorten ver-
gleichen. Diese Beschreibung soll das Verständnis für 
die Lebensrealität junger Wählergruppen vertiefen 
und den Kontext für die Entscheidung für oder gegen 
eine eigene Wahlbeteiligung etwa im Hinblick auf die 
Nutzung sozialer Medien für ihre politische Meinungs-
bildung verdeutlichen. 
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2011

2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

2020

2021

2022

2023

2024

2025

ABBILDUNG 2 Zeitstrahl: Gesellschaftliche Entwicklungen und Krisenrealitäten 2011 bis 2025

20,9 Mio. TikTok-Nutzer:innen in Deutschland

Auswahl an gesellschaftlichen Entwicklungen und Krisenrealitäten für eine Person, die zur Bundestagswahl 2025 zwanzig Jahre alt ist.

Pariser Klimaabkommen wird verabschiedet

„Flüchtlingskrise“ 2015

AfD wird gegründet

Arabischer Frühling – Beginn des Krieges in Syrien

Aussetzung der Wehrpflicht und 
Einführung des neuen Bundesfreiwilligendienstes

Rund 300.000 Menschen nehmen in Deutschland an 
erstem globalen Protesttag von Fridays for Future teil

Bundestagswahl 2021 – Olaf Scholz wird Kanzler 
und löst Angela Merkel nach 16 Jahren ab

Terrorangriff der Hamas auf Israel, anschließend Krieg im Gazastreifen

Gesetz über den neuen Wehrdienst

Ampel-Koalition zerbricht

Correctiv enthüllt rechtsextremes Treffen in Potsdam Ende 2023

Ausbruch der COVID-19-Pandemie in Deutschland

Gründung von TikTok

Putschversuch in der Türkei

Annexion der Krim und Beginn des Krieges im Donbass

Instagram ist in Deutschland verfügbar

8 Jahre alt

10 Jahre alt

12 Jahre alt

14 Jahre alt

16 Jahre alt

18 Jahre alt

20 Jahre alt

6 Jahre alt

7 Jahre alt

9 Jahre alt

11 Jahre alt

13 Jahre alt

15 Jahre alt

17 Jahre alt

19 Jahre alt

Start der zweiten Präsidentschaft von Donald Trump

 Europawahlen (Wahlalter erstmalig ab 16)

AfD zieht erstmals in den Bundestag ein

Bundestagswahl 2017 – Angela Merkel weiterhin Bundeskanzlerin 

Start der ersten Präsidentschaft von Donald Trump

Quelle: eigene Darstellung.

Russische Vollinvasion der Ukraine

Nuklearkatastrophe in Fukushima und 
Ausstieg aus der Kernenergie

Bundestagswahl 2013 – Angela Merkel wird zum 3. Mal gewählt

Starke Preisanstiege (Inflationsrate 6,9 %)

Starke Preisanstiege (Inflationsrate 5,9 %)

Vorgezogene Bundestagswahl 2025 – Friedrich Merz wird Kanzler 
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Besonders wichtig ist es in diesem Zusammenhang, die 
Heterogenität junger Menschen und ihre unterschied-
lichen Wahlvoraussetzungen zu berücksichtigen. Pau-
schale Annahmen über „die junge Generation“ greifen 
zu kurz. Die Entscheidung, am Wahlsonntag tatsächlich 
eine Stimme abzugeben, wird von einer Vielzahl indivi-
dueller, sozialer und struktureller Faktoren beeinflusst. 
Entsprechend liegt der Fokus der Studie darauf, diese 
Vielfalt innerhalb der Altersgruppe sichtbar zu machen 
und die entsprechenden Hürden differenziert zu ana-
lysieren. 

In Bezug auf das Wahlverhalten unterscheiden wir in 
der Studie deshalb zwischen den „Immer-Wählenden“, 
den „Situativ-Wählenden“ und den „Nicht-Wählenden“. 
Als „Immer-Wählende“ gelten jene jungen Menschen, 
die laut Selbstangabe sowohl bei der Bundestagswahl 
2021 als auch 2025 ihre Stimme abgegeben haben 
bzw. planten, sie abzugeben. Als „Situativ-Wählende“ 
werden diejenigen eingestuft, die nur an einer der 
beiden Wahlen teilgenommen haben oder dies vorhat-
ten. „Nicht-Wählende“ sind jene, die weder 2021 noch 
2025 zur Stimmabgabe bereit waren. Aufgrund des 
jungen Alters ist die Begrenzung auf die letzten zwei 
Bundestagswahlen ausreichend. 

Der Aufbau der Studie orientiert sich an den in der 
Studie herausgearbeiteten zentralen Hürden, die junge 
Menschen überwinden müssen, um an Wahlen teil-
nehmen zu können. Nach einer kurzen Präsentation 
des Forschungsansatzes werden die vier identifizierten 
Kernhürden – Zugang, Kompetenz, Motivation und Re-
sonanz – vorgestellt und systematisch analysiert. Jede 
dieser Analysen schließt mit konkreten Handlungsemp-
fehlungen ab, die aufzeigen, wie die jeweiligen Hürden 
abgebaut werden können. Im abschließenden Ausblick 
werden die zentralen Ergebnisse zusammengeführt 
und Implikationen für zukünftige Wahlen aufgezeigt. 
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ABBILDUNG 3 Junge Menschen in Zahlen

Alter und Staatsbürgerschaft 1

Staatsbürgerschaft

30 oder
älter

84,3 % 15,7 % 77,8 % mit
deutschem 

Pass

22,2 %
ohne

deutschen
Pass

Niedrig HochMittel

16,9 %
27,6 %

53,9 %

Gesamt-
bevölkerung

21,1 %27,2 %

volljährige Bevölkerung

18- bis 29-
Jährige

18- bis 29-
Jährige

18- bis 29-
Jährige

Junge Menschen 
sind häufiger von 

Armut oder 
sozialer Ausgren-

zung bedroht.

Junge Menschen 
sind ähnlich mit 

ihrem Leben 
zufrieden wie 

ältere Personen.

Junge Menschen 
blicken etwas 

optimistischer auf 
die Entwicklung 
Deutschlands in 

den nächsten 
3–5 Jahren.

Junge Menschen 
identifizieren 

sich in ähnlichem 
Ausmaß mit einer 
politischen Partei.3

Für junge 
Menschen sind die 

sozialen Medien 
viel häufiger die 

wichtigste Informa-
tionsquelle.

Junge Menschen 
nutzen das Internet 

seltener, um sich 
explizit über 

politische Inhalte 
zu informieren.

Armut 2 Lebenszufriedenheit 3

Zukünftige Entwicklung 
Deutschlands 4

Identifikation mit einer Partei 3

Wichtigste Informationsquelle 3 Politische Internetnutzung 3 

29,3 %
19,2 %

53,2 %

Anteil der Optimistischen

19,2 %
29,5 %

30+

18- bis 29-
Jährige

30+

77,5 %

18- bis 29-
Jährige

30+

75,7 %

31,1 %

61,2 %

18–29 30+

18–29 30+

Regelmäßig

28,5 %33,4 %

Selten

55,2 %
42,0 %

Häufig

11,4 %

29,4 %

Icon

Etwa 1 von 6 Personen 
der volljährigen Bevölkerung 

ist unter 30 Jahre alt.

Junge Menschen haben häufiger 
eine ausländische Staatsbürger-
schaft. Bei den über 30-Jährigen 

sind es 13,4 %.

Quellen: 1) Statistisches Bundesamt, Stichpunkt 31.12.2024; 2) Eurostat: https://doi.org/10.2908/ILC_PEPS01N; 
3) GLES (2025); 18–29 (n = 1.611), 30+ (n = 6.252);  4) Spöri et al. 2025, 18–29 (n = 861), 30+ (n = 1.620); eigene Darstellung.
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2. Forschungsansatz

1 Die abhängige Variable zum Wahlverhalten basiert auf einer Zusammenfassung der beiden Abfragen: 1) Wahlabsicht: Wie wahrscheinlich ist 
es, dass Sie bei der nächsten Bundestagswahl 2025 zur Wahl gehen? Als Wahlabsicht wurden dabei die Antwortmöglichkeiten „bestimmt zur Wahl 
gehen“ und „wahrscheinlich zur Wahl gehen“ kodiert. 2) Vergangene Wahlteilnahme: Bei der vergangenen Bundestagswahl am 26. September 2021 
kamen viele Bürgerinnen und Bürger nicht dazu, ihre Stimme abzugeben oder nahmen aus anderen Gründen nicht an der Wahl teil. Wie war es bei 
Ihnen: Haben Sie gewählt, haben Sie nicht gewählt oder waren Sie gar nicht wahlberechtigt?” 

Die Studie basiert auf einem Mixed-Methods-Ansatz 
und kombiniert sowohl quantitative als auch quali-
tative Methoden. Ziel war es, mit dem im Folgenden 
beschriebenen Ansatz die Vielzahl der Faktoren, die 
auf die Wahlbeteiligung junger Menschen einwirken, 
zu berücksichtigen und anschließend aufzuschlüsseln, 
welche von besonderer Relevanz für das jeweilige 
Wahlverhalten sind. 

Auf quantitativer Ebene beantworten wir die skizzier-
ten Fragestellungen vorwiegend anhand eines aktu-
ellen Datensatzes der German Longitudinal Election 
Study (GLES). Der Datensatz „GLES Panel 2024, Profil-
welle A5“ (GLES 2025) wurde im Zeitraum vom 23. 
Oktober bis 19. November 2024 erhoben und umfasst 
insgesamt 9.934 Befragte, davon 1.668 junge Men-
schen im Alter von 18 bis 29 Jahren. Das Sample junger 
Menschen ist ausreichend groß, um analytisch in die 
Tiefe zu gehen, und ermöglicht einen fundierten Blick 
auf junge Menschen, die wählen, aber auch jene, die 
angeben, dies nicht zu tun. Der Anteil der drei Gruppen 
im Datensatz ist wie folgt: die „Immer-Wählenden“ 
(77,2 Prozent), die „Situativ-Wählenden“ (11,8 Prozent) 
und die „Nicht-Wählenden“ (11,0 Prozent).1 

Aufgrund sozialer Erwünschtheit geben Menschen in 
Befragungen fälschlicherweise an, zur Wahl gehen zu 
wollen bzw. gegangen zu sein. Dieser Effekt ist meist 
stärker, je näher eine Wahl rückt bzw. kurz nach einer 
Wahl. Aus diesem Grund wurde bewusst jener Daten-
satz gewählt, der möglichst nah an der Bundestagswahl 
2025 erhoben wurde und dennoch eine ausreichend 
große Zahl junger Menschen mit unsicherer oder keiner 
Wahlabsicht enthält, um eine aussagekräftige statis-
tische Analyse zu ermöglichen. Alle in dieser Studie 
berichteten Ergebnisse sind statistisch signifikant. 
Variablen, für die im Datensatz kein Einfluss auf das 

Wahlverhalten nachgewiesen werden kann – wie z. B. 
Geschlecht – wurden im Bericht nicht berücksichtigt.

Neben der Auswertung bestehender Sekundärdaten 
basiert die Studie auch auf einer Reihe eigens durch-
geführter Fokusgruppen-Interviews, die zwischen dem 
4. und 9. September 2025 in Leipzig stattfanden. Diese 
ermöglichten es, die Meinungen, Einstellungen und 
Beweggründe junger Menschen besser zu verstehen, 
und lieferten tiefergehende, über reine Umfragedaten 
hinausgehende Einblicke zu der Frage, was junge 
Menschen von einer Wahlteilnahme abhält. So war es 
uns möglich, junge Menschen dabei zu beobachten, 
wie sie – angeleitet durch unsere Moderation – über 
Wahlen, politische Parteien sowie konkret über eigene 
wahrgenommene Teilhabehürden bei der Bundestags-
wahl 2025 sprechen.

Für die Fokusgruppen lag bei der Rekrutierung der 
Schwerpunkt auf jungen Menschen, die bislang nur 
gelegentlich oder noch gar nicht gewählt haben, ins-
besondere in der Altersspanne der 21- bis 24-Jährigen, 
die Alterskohorte, die innerhalb der 18 bis 29 Jahre 
am wenigsten zur Wahl geht (siehe Abbildung 1). Mit 
dieser Kohorte wurden insgesamt vier Fokusgruppen-
Sitzungen durchgeführt. Um eine offene Diskussion 
über die meist gesellschaftlich negativ konnotierte 
Nichtwahlteilnahme zu ermöglichen, wurden die Grup-
pen hinsichtlich des bisherigen Wahlverhaltens homo-
gen zusammengesetzt: Eine Gruppe bestand aus bisher 
Immer-Wählenden, zwei aus Situativ-Wählenden und 
eine aus bisherigen Nicht-Wählenden. Zusätzlich wur-
den zwei weitere Gruppen mit den Alterssegmenten 
18 bis 20 Jahre und 25 bis 29 Jahre durchgeführt, die 
in Bezug auf ihr Wahlverhalten durchmischt waren.
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Bei der Rekrutierung wurde dabei auf eine ausgewoge-
ne Zusammensetzung hinsichtlich des Alters innerhalb 
des jeweiligen Fokusgruppe, Geschlecht, Bildungs-
niveau, Wohnort (urban vs. Umland), Migrationsge-
schichte, aktuelle Parteipräferenz sowie primärer Ort 
des Aufwachsens geachtet. Letzteres stellte sicher, 
dass die Teilnehmer:innen nicht ausschließlich in Sach-
sen sozialisiert worden waren. Die Diskussionen in den 
Fokusgruppen wurden aufgezeichnet, transkribiert und 
systematisch nach Mayring (2022) ausgewertet. 
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3. �Bestehende Hürden auf dem Weg  
zur Wahlbeteiligung

Der Weg zur Wahlurne gleicht für junge Menschen 
einem Hürdenlauf, bei dem immer wieder Hindernisse 
überwunden werden müssen. Anders als im Sport soll-
te aber gerade das Wählen nicht davon abhängen, wie 
viel Ausdauer, Motivation oder Trainingsmöglichkeiten 
jemand hat. Im Folgenden unterscheiden wir daher vier 
Hürden, die aufeinander aufbauen und die alle jungen 
Menschen überwinden müssen, um an Wahlen teilzu-
nehmen:

1. Zugangshürde: „Kann ich wählen?“

2. Kompetenzhürde: „Verstehe ich Wählen?“

3. Motivationshürde: „Will ich wählen?“

4. Resonanzhürde: „Wirkt mein Wählen?“

Manche dieser Hürden können einzelne junge Men-
schen dank ihrer vorhandenen Ressourcen leicht 
überwinden, während andere, die weniger Unterstüt-
zung oder Möglichkeiten haben, an denselben Hürden 
scheitern und ihre politische Teilhabe erschwert wird. 
Bei manchen sind vor allem individuelle Faktoren aus-
schlaggebend: So überwinden viele junge Menschen 
die Zugangshürde und auch die Kompetenzhürde ohne 
größere Schwierigkeit oder ohne, dass es ihnen über-
haupt auffallen würde. Für andere junge Menschen 
hingegen stellt die Zugangshürde bereits ein scheinba-
res und teils auch faktisch unüberwindbares Hindernis 
auf dem Weg zur Stimmabgabe dar. Nach der ersten 
Hürde – der Zugangshürde – verweisen die Hürden 
jedoch immer mehr auf die strukturellen Bedingungen 
bzw. Hindernisse bei der Teilhabe junger Menschen im 
politischen System.

Die Abbildung 4 „Hürden auf dem Weg zur Wahlteil-
nahme“ bietet einen Überblick über alle vier Hürden 
und benennt jeweils die wesentlichen Faktoren, die 
diese umfassen. Sie bildet zudem bereits in verkürzter 
Form die zentralen Handlungsempfehlungen aus der 
Analyse ab.

Die nachfolgenden Unterkapitel 3.1 bis 3.4 konkreti-
sieren diese Hürden und deren wesentliche Faktoren 
aufbauend. Dabei heben wir besonders die Faktoren 
hervor, die statistisch den größten Einfluss auf die Ab-
sicht haben, sich an Wahlen zu beteiligen, und unter-
füttern diese mit Beobachtungen und Erkenntnissen 
aus den Fokusgruppen. Abschließend folgen jeweils 
zentrale Handlungsempfehlungen, um die Hürden 
künftig abzuschwächen oder bestenfalls vollständig 
abzubauen. 

Die Entwicklung von vier fiktiven Personas, die jeweils 
zu Beginn der Hürden vorgestellt werden, soll zudem 
dabei unterstützen, die Lebensrealitäten und mög-
lichen Erwägungen junger Menschen zu verdeutlichen. 
Dabei ist zu betonen, dass diese lediglich als Proxima 
zur Verdeutlichung der in der Analyse breit erhobenen 
Schlussfolgerungen dienen und keine realen Personen 
beschreiben. Vielmehr sollen sie die Heterogenität und 
die unterschiedlichen Startpunkte junger Menschen 
auf dem Hürdenlauf zur Wahlteilnahme illustrieren.  
Die bei den Personas aufgeführten Zitate sind echte 
Aussagen aus den Fokusgruppen. Diese stammen 
teilweise aber von mehreren Personen mit ähnlichen 
Merkmalen und wurden hier zusammengezogen.
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ABBILDUNG 4

ZUGANGSHÜRDE1

HandlungsempfehlungenHürdenFaktoren

Kann ich wählen? 

2 KOMPETENZHÜRDE

3 MOTIVATIONSHÜRDE

4 RESONANZHÜRDE

Hürden auf dem Weg zur Wahlteilnahme

Einstiegskosten/„start-up costs“

Biografische Umbrüche (z. B. Umzug) 

Wachsende Ungleichheit

Ausländische Staatsbürgerschaft

Einstieg in die erste Wahl erleichtern: 
z. B. Erstwähler:innen-Willkommens-
pakete

Biografische Umbrüche abfedern: 
z. B. QR-Code-„One-Click“-Antrag 
für Briefwahl

Ressourcenbedingte Hürden reduzieren:
z. B. kostenloser ÖPNV am Wahltag, 
Wahlerinnerungs-SMS

Informationen über Politik auf 
Social Media bereitstellen: 
z. B. Kooperationen mit Influencer:innen 

Bildung zu Politik, Demokratie und 
Wahlen in Schulen stärken: 
z. B. Zahl der Schulstunden mit 
Politikunterricht angleichen

Demokratie- und Medienkompetenz 
stärken: z. B. Peer-to-Peer-Formate 
mit verschiedenen Schulklassen

Themen junger Menschen sichtbar 
priorisieren: z. B. regelmäßiger Themen-
bericht für junge Menschen

Wahlalter bundesweit senken und 
Wahlen stärker schulisch begleiten: 
z. B. mit Probewahlen an Schulen

Informationscharakter sozialer Medien 
stärken: z. B. ansprechende Q&A-
Formate und Ausbau von Fact-Checking-
Partnerschaften 

Interesse an Politik durch erfahrbare For-
mate stärken: z. B. Jugend-Dialogformate 
in Schulen, Jugendzentren oder Online

Politik auf Augenhöhe mit jungen 
Menschen machen: z. B.  jugendgerechte, 
transparente Kommunikation

Institutionelle Vertretung junger 
Menschen stärken: z. B. Einrichtung 
eines  „Zukunftsrats junger Menschen“ 
am Bundestag

Wirkt mein Wählen? 
Mangelnde Berücksichtigung 
der jungen Lebensrealität 

Geringe Repräsentation junger 
Menschen in politischen Prozessen

Gefühl, von Politiker:innen 
nicht gehört zu werden

Wahrnehmung von Politik 
als bloße Inszenierung

Will ich wählen? 
Gefühl mangelnder politischer 
Veränderungen

Zu wenig sichtbare politische 
Maßnahmen für junge Menschen

Geringes Vertrauen in die Umsetzung 
politischer Versprechen

Verstehe ich Wählen? 

Zugang erleichtern!  

Resonanz erhöhen!

Motivation fördern!  

Kompetenz stärken!  
Geringe politische Bildung

Herausfordernde Auseinandersetzung 
mit anderen Meinungen

Hohe Dynamik, Intensität und 
Komplexität politischer Debatten

„Informationsflut“ in sozialen Medien

Quelle: eigene Darstellung.
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3.1 Zugangshürde: 
 „Kann ich wählen?“
Die Zugangshürde: „Kann ich wählen?“ fasst Faktoren 
zusammen, die letztlich verhindern, dass junge Men-
schen sich überhaupt die Frage stellen, ob sie wählen 
wollen bzw. im Falle einer ausländischen Staatsbürger-
schaft überhaupt dürfen. Ist der Zugang nicht gege-
ben, so können Maßnahmen der politischen Bildung, 
politische Angebote der Parteien oder der Austausch 
zu politischen Themen mit Peers kaum motivierend 
wirken. Zur Zugangshürde zählen grundsätzliche 
sozioökonomische Faktoren der individuellen Ausstat-
tung, die sich erheblich auf die Zeit, Motivation und 
das Wissen mit Blick auf die Stimmabgabe auswirken. 
Gerahmt werden diese durch altersbedingte Einstiegs-
hürden und gesamtgesellschaftliche Ungleichheiten. 
Barrierefreiheit und einfache Verfahren sind daher 
wichtige erste Handlungsempfehlungen, um den Zu-
gang zu Politik für die Breite der jungen Menschen zu 
ermöglichen.

Die Hürden sind vor allem bei den ersten 
Wahlen hoch

Grundsätzlich ist die erste Wahl mit Einstiegskosten – 
den sogenannten „start-up costs“ – verbunden (Plut-
zer 2002: 41). Trotz der im internationalen Vergleich 
geringeren institutionellen Barrieren müssen sich junge 
Menschen in Deutschland zunächst mit Parteien, Kan-
didat:innen und Programmen sowie mit den Abläufen 

der Stimmabgabe vertraut machen (Schäfer et al. 2019: 
822). Sind diese Einstiegshürden einmal überwunden, 
sinken die „Kosten“ für zukünftige politische Beteili-
gung deutlich, was regelmäßiges Wählen wahrschein-
licher macht (siehe Infobox unten). 

Einstiegskosten für Erstwähler:innen

(Englisch: „start-up costs“) Bezeichnen die Ein-
stiegshürden, die überwunden werden müssen, 
bevor politisches oder gesellschaftliches Enga-
gement beginnt. Dazu zählen Informationsauf-
wand, organisatorische Anforderungen oder 
psychologische Barrieren, die initiales Handeln 
erschweren. Insbesondere betrifft dies das 
Erlernen von Wahlprozessen sowie die Ausein
andersetzung mit Parteien, Programmen und 
Kandidat:innen (Plutzer 2002; Schäfer, Roßteut-
scher und Abendschön 2019).

Neben individuellen Ressourcen spielen hier auch 
altersspezifische Lebensumstände eine wichtige Rolle: 
So fällt die erste Wahl häufig in eine Phase, in der sich 
junge Menschen mit wichtigen Lebensentscheidungen, 
etwa hinsichtlich Ausbildung, Beruf, Wohnort oder 
grundsätzlichen Fragen der Lebensgestaltung, beschäf-
tigen (Zeglovits und Aichholzer 2014: 352). Diese Fra-
gen können politisches Interesse und Motivation zur 
Beteiligung (mindestens temporär) überlagern (Smets 
2016: 227). 

ABBILDUNG 5 Persona „Zugangshürde“

Bei den Personas handelt es sich um fiktive Fallbeispiele, die zwar auf Mustern aus den Fokusgruppen basieren, jedoch keiner realen Person entsprechen. Das angeführte 
Zitat stammt von einer Fokusgruppen-Teilnehmerin (22), situativ wählend. Es dient dazu, die Persona zu veranschaulichen, ohne sie als reale Einzelperson darzustellen.

Quelle: eigene Darstellung.

Nina (18) – Auszubildende im Einzelhandel aus Essen

Sie ist erst vor Kurzem für ihre Ausbildung umgezo-
gen. Zur Bundestagswahl 2025 hatte sie sich auf 
ihre erste Stimmabgabe gefreut und wollte sich 
Zeit für die Entscheidung nehmen. Doch durch 
die vorgezogene Wahl ging alles sehr schnell, und 
ihr fehlte die Zeit, sich um die Wahlunterlagen zu 
kümmern. Nina ärgert sich, dass sie nicht wählen 
konnte. In ihrem Umfeld wissen viele nicht genau, 
was nach einem Umzug zu beachten ist oder wie 
die Briefwahl funktioniert. Sie erlebt, dass politi-
sche Teilhabe oft an formalen Hürden scheitert.

Ich konnte dieses Jahr nicht wählen, das 
war aber mehr eigene Verpeiltheit und 
dumme Zufälle. Ich hatte einen Umzug, war 
im Urlaub, hatte die Wahlunterlagen nicht 
zugestellt bekommen bzw. an meine alte 
Adresse, hatte keinen Zugriff, und dann war 
es zu kurzfristig Briefwahl zu beantragen 
und ich hatte auch keinen gültigen 
Personalausweis.
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Wachsende Ungleichheit unter jungen Men-
schen spiegelt sich in Wahlbeteiligung wider

Politische Beteiligung hängt maßgeblich von der indi-
viduellen Verfügbarkeit zeitlicher und ökonomischer 
Ressourcen ab (Brady, Verba und Lehman Schlozman 
1995; Verba und Nie 1972). Gesellschaftliche Un-
gleichheiten spiegeln sich daher unmittelbar in unglei-
chen Beteiligungschancen wider (Schäfer et al. 2019). 
Der Rückgang kollektiver Orientierungsmuster, die 
sich aus traditionellen gesellschaftlichen Konfliktlinien 
(englisch: „cleavages“) ergeben, und homogenerer 
soziale Umfelder verstärkt zudem die Abhängigkeit von 
individuellen Ressourcen (ebd.). Für junge Menschen 
mit geringeren individuellen Ressourcen erhöht dies 
die Hürden zur Wahlbeteiligung. Unterschiede in der 
Ressourcenausstattung in jungen Jahren und verbun-
dene Hürden können die gesamte „politische Biogra-
fie“ prägen. Denn die erste Wahlerfahrung nimmt eine 
wichtige Rolle ein: In dieser Lebensphase entwickeln 
sich politische Einstellungen häufig erst. Zugleich prägt 
die erste Wahl das Entstehen politischer Gewohnhei-
ten – also auch, ob sich stabile Wahl- oder Nichtwahl-
muster herausbilden (Zeglovits und Aichholzer 2014: 
352; Schäfer, Roßteutscher und Abendschön 2019). 

Auch die Fokusgruppen spiegeln eine wachsende 
Beteiligungsdifferenz zwischen ressourcenarmen und 
ressourcenreichen Gruppen wider: Aussagen wie „Ich 
musste [am Wahltag] arbeiten“ werden häufig in Ver-
bindung mit ökonomischer Unsicherheit und Zukunfts-
ängsten geäußert. Obwohl grundsätzlich Wissen über 
die Möglichkeit der Briefwahl besteht, wird der Wahl 
dennoch weniger Relevanz beigemessen, wenn die 
eigene Lebenssituation von Unsicherheit geprägt ist 
und Aufmerksamkeit verlangt.  

Lebensweltliche Faktoren halten junge  
Menschen öfter von Wahlen ab

Verschiedene Aspekte der Lebenswelt wirken sich in 
dieser Phase zudem auf die Wahlabsicht aus: Mobilität 
sowie potenzielle Umzüge aufgrund von Studium oder 
Arbeit erschweren die Stimmabgabe – insbesondere, 
wenn diese noch nicht zur Gewohnheit geworden ist. 
Administrative Prozesse wie Ummeldungen, aber auch 
die Orientierung im neuen politischen Umfeld und 
Wahlkreis können zusätzliche Barrieren zur Stimm-
abgabe darstellen (Smets 2016). Der damit häufig ver-

bundene Auszug aus dem Elternhaus schwächt zudem 
positive familiäre Einflüsse wie das Erinnern an die 
Stimmabgabe – wenngleich der sinkende Einfluss auf 
die Meinungsbildung durch das soziale Umfeld dem 
entgegensteht (Zeglovits und Aichholzer 2014: 352). In 
den Fokusgruppen beschreibt ein Teilnehmer dazu: 

„Also da hat man erstmal was anderes im Blick. Beruf oder 
deine erste Freundin oder was auch immer. Da achtest du 
ja gar nicht so auf die Politik, also wenn ich zurückblicke.“ 
	 Teilnehmer (29), situativ wählend

Die Überforderungsgefühle – sei es durch die wahr-
genommene Tragweite der Entscheidungen im Erwach-
senenalter oder auch aus der eigenen ökonomischen 
Situation heraus – spiegeln sich auch in einem weite-
ren Statement wider: 

„Ja gut, man hat in der Schulzeit immer wieder Druck, weil 
wenn man nicht studiert, dann wird nichts aus dir. Das so-
ziale Druckmittel, was leisten zu müssen, um dann besser 
zu werden. Also dadurch die Zeit verloren geht, um sich 
eigentlich mit dem Richtigen, Politik, zu beschäftigen.“ 
	 Teilnehmer (29), situativ wählend

Über die eigene Entscheidung zur Bildungs- oder Be-
rufslaufbahn hinaus hat auch das Verlassen der Schule 
als ein zentraler Faktor in der politischen Sozialisation 
Einfluss: So bietet der Ort Schule ein stabiles soziales 
Umfeld mit verlässlicher Informationsbereitstellung, 
die die Wahlabsicht grundsätzlich fördern kann. Die 
Frage „Kann ich wählen?“ oder „Worauf muss ich etwa 
bei der Briefwahl achten?“ wird daher auch maßgeb-
lich durch schulische Informationsstrukturen (nicht) 
beantwortet. In den ausgewählten Daten zeigt sich, 
dass Faktoren wie der formale Bildungsabschluss oder 
politisches Wissen die Wahlbeteiligung beeinflussen. 
Diese Zusammenhänge werden bei der anschließenden 
Kompetenzhürde genauer erläutert. Konkrete Variab-
len zu den Lebensumständen junger Menschen, wie sie 
in den eben angeführten Zitaten sichtbar wurden, ent-
hält der gewählte Datensatz jedoch nicht. Daher lassen 
sich für diese Hürde keine quantitativen Ergebnisse 
auswerten. Dafür braucht es künftig eigene Erhebun-
gen, die sowohl die Lebensrealitäten junger Menschen 
als auch ihre Wahlbeteiligung erfassen. 

Ein fehlendes Wahlrecht aufgrund von Staatsbürger-
schaft bildet eine weitere rechtliche Beteiligungshürde, 
die in Anbetracht der Diversität der in Deutschland 
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lebenden jungen Menschen nur an Bedeutung ge-
winnt (Abbildung 3 „Junge Menschen in Zahlen“). Dies 
resultiert darin, dass noch immer eine Vielzahl junger 
Menschen, die bereits über Jahre in Deutschland leben 
und von politischen Entscheidungen in gleichem Maße 
betroffen sind, sich nicht an Wahlen beteiligen kön-
nen, da sie schlicht zu diesen keinen Zugang haben.2  
Studien zu Menschen mit Fluchtgeschichte zeigen, 
wie entscheidend der Zugang zur Staatsbürgerschaft 
für politische Beteiligung ist (Braun und Spöri 2024). 
Der Erwerb eines Passes stärkt nicht nur Faktoren wie 
politisches Interesse, sondern eröffnet auch Teilhabe-
möglichkeiten jenseits von Wahlen, weil damit stärker 
das Gefühl verbunden ist, wirklich zur Gesellschaft 
zu gehören. Ist Staatsbürgerschaft hingegen nicht 
erreichbar oder bleibt sie unerreichbar, haben junge 
Menschen ohne deutschen Pass deutlich schlechtere 
Voraussetzungen, um in Deutschland vollwertig poli-
tisch sozialisiert zu werden.

2 Bei Kommunalwahlen dürfen Bürger:innen mit ausländischer Staatsbürgerschaft wählen, wenn sie aus einem EU-Mitgliedstaat kommen 
und in der jeweiligen Gemeinde wohnen (in einigen Bundesländern bereits ab 16 Jahren). Nicht-EU-Ausländer:innen hingegen sind vom 
Wahlrecht ausgeschlossen.

Zusammenfassend bezieht sich die erste Hürde auf 
grundsätzliche sozioökonomische Faktoren der indi-
viduellen Ausstattung, die sich erheblich auf die Zeit, 
Motivation und Wissen mit Blick auf die Stimmabgabe 
auswirken. Gerahmt werden diese durch altersbe-
dingte Einstiegshürden und gesamtgesellschaftliche 
Ungleichheiten, die bei 18- bis 29-Jährigen besonders 
ausgeprägt sind (Eurostat 2025). Niedrigschwellige In-
formationsangebote und eine stärkere Barrierefreiheit 
sind daher wichtige erste Handlungsempfehlungen, um 
den Zugang zu Politik für die Breite der jungen Men-
schen zu ermöglichen. 
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ABBILDUNG 6 Handlungsempfehlungen – Zugang erleichtern

Quelle: eigene Darstellung.

Wer?

Wirkmechanismus und Evidenz

Darauf kommt es an!

Einstieg in die erste Wahl erleichtern
Was tun?

1

Insbesondere vor ihrer ersten Wahl sind 
für junge Menschen die Hürden zur 
Wahlteilnahme hoch. Um diese „start-up 
costs“ zu senken, braucht es eine 
gezielte Ansprache und Informationsbe-
reitstellung. Möglich sind z. B.:

Erstwähler:innen-Willkommenspakete 
entwickeln (z. B. „How to: Meine erste 
Wahl“) und geeignete Informations-
kampagne digital und analog

Vorstellung der Kandidat:innen an 
Schulen unterstützen

Die gezielte Bereitstellung stellt sicher, dass junge Menschen ergänzend zur Schule Informationen zu 
ihrer ersten Wahl erhalten – auch dort, wo sie politische Inhalte konsumieren, etwa in sozialen Medien.

Kommunale Verwaltung, zivilgesellschaftliche Akteur:innen, Politiker:innen und Schulen

Zielgruppengerechte Informationen zur ersten Wahl bereitstellen

Erstwähler:innen-Briefings existieren bereits bei einigen zivilgesellschaftlichen Akteur:innen, 
erreichen jedoch vor allem wahlaffine junge Menschen (z. B. Caritas 2024)  

In einer Bundestagswahlkampagne der Bertelsmann Stiftung (2025a) riefen verschiedene 
Influencer:innen zur Wahl auf, mit positiver Resonanz bei weniger politikaffinen jungen Menschen

Aufwand in der Koordinierung bestehender und neuer Informationskampagnen gering halten und 
dabei möglichst auf breitgestützte Aufrufe von verschiedenen Institutionen und zivilgesellschaftli-
chen Akteur:innen konzentrieren

Wer?

Wirkmechanismus und Evidenz

Darauf kommt es an!

Biografische Umbrüche abfedern: Briefwahl erleichtern
Was tun?

2

Mit einer Erleichterung der Briefwahl per 
„One-Click-Briefwahl-Antragsverfahren“ 
kann die Stimmabgabe für junge 
Menschen angesichts anderer lebens-
weltlicher Faktoren erleichtert werden. 
Zudem kann eine breite (analoge und 
digitale) Informationskampagne „Gerade 
umgezogen? – Das musst du für die 
Wahl wissen!“ helfen, biografische 
Umbrüche abzufedern.

Briefwahl per „One-Click-Briefwahl-Antragsverfahren“ macht die Antragsstellung deutlich 
einfacher, ist aber noch nicht in allen Kommunen verfügbar. 

Kommunale Verwaltung und zivilgesellschaftliche Akteur:innen

One-Click-Briefwahl-Antragsverfahren: Vermeidung eines kommunalen Flickenteppichs 
bei der Etablierung und Klärung des Verantwortungsbereichs der Institutionen

Aufwand in der Koordinierung bestehender und neuer Informationskampagnen gering halten 
und dabei möglichst auf breitgestützte Aufrufe von verschiedenen Institutionen und zivilgesell-
schaftlichen Akteur:innen konzentrieren

Wer?

Wirkmechanismus und Evidenz

Darauf kommt es an!

Ressourcenbedingte Hürden reduzieren
Was tun?

3

Um auch ressourcenschwächere junge 
Menschen zur ersten Wahl zu motivie-
ren, können Maßnahmen helfen, die an 
ressourcenbedingte Erwägungen 
ansetzen. Zum Beispiel:

Kostenlosen öffentlichen Nahverkehr 
am Wahltag einführen 

Wahlerinnerungs-SMS 
am Wahltag versenden

Um niedrigschwellig bestehende Hürden zu senken, ist es entscheidend, Aufmerksamkeit für 
die anstehende Wahl zu schaffen und ressourcenbedingte Abwägungen zu reduzieren.

Kommunale Verwaltung, auch in Zusammenarbeit mit Bund und Ländern

Kostenverteilung zwischen Kommunen, Ländern und Bund klären

In Schweden zeigten Wahlerinnerungs-SMS einen positiven Effekt auf die Wahlbeteiligung von jungen 
Menschen (Lindgren et al. 2025). Ähnliche Effekte wurden auch in Norwegen, Finnland und USA 
festgestellt (Bergh, Christensen und Matland 2021; Hirvonen et al. 2024; Malhotra et al. 2011)

Mögliche datenschutzrechtliche Fragen berücksichtigen 
(Orientierung an bestehenden Best-Practices, z. B. Cell Broadcast)

Eine Informationskampagne, inkl. Erklär-Videos stellt sicher, dass praktische, 
administrative Hürden abgebaut werden 

QR-Code basierte One-Click Anträge sind bereits in einigen Kommunen erprobt

In Brasilien konnte rund die Hälfte der Wahlberechtigten bei der Nationalwahl 2022 kostenlos 
Bus und Bahn nutzen, dies hatte einen positiven Effekt (Pereira et al. 2023)
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3.2 Kompetenzhürde:  
„Verstehe ich Wählen?“
Die Kompetenzhürde: „Verstehe ich Wählen?“ ist die 
zweite Hürde, die junge Menschen auf dem Weg zur 
Wahlurne nehmen müssen. Zur Überwindung braucht 
es einerseits ein Verständnis dafür, wie der Wahlvor-
gang konkret abläuft, andererseits für die politischen 
Prozesse und Positionen, über die mit der Stimmabga-
be entschieden wird. Ob junge Menschen politische 
Entwicklungen nachvollziehen und eine eigene Posi-
tion entwickeln können, hängt maßgeblich von Bildung 
ab – sei es durch Schule, Familie, Freund:innen oder 
Medien. Das Verständnis umfasst aber auch einen 
grundsätzlich respektvollen Umgang mit verschiede-
nen Perspektiven sowie einen reflektierten Umgang 
mit der Nutzung von (sozialen) Medien, in denen das 
Spektrum von Positionen besonders sichtbar wird. 
Auch dabei kommt es auf politische Bildung an: Ohne 
das nötige Wissen, die Orientierung und eigene wahr-
genommene Kompetenz darin, politische Zusammen-
hänge nachvollziehen zu können, bleibt die Wahlent-
scheidung für viele junge Menschen abstrakt und auch 
teilweise überfordernd – vor allem mit Blick auf die 
Intensität politischer Debatten. Um die Kompetenzhür-
de zu senken, bieten sich vor allem Bildungsangebote 
an, die den unterschiedlichen Interessen und Bedürf-
nissen sowohl im analogen als auch digitalen Raum 
gerecht werden.

 

Politisches Grundverständnis bei jungen 
Menschen sehr unterschiedlich ausgeprägt

Das Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten, politische 
Themen zu verstehen und sich darüber auszutauschen 
(siehe Infobox „Interne politische Selbstwirksamkeit“), 
hat einen der stärksten statistischen Effekte auf die 
Wahrscheinlichkeit, die eigene Stimme abzugeben.

Interne politische Selbstwirksamkeit

Bezeichnet das Gefühl persönlicher Kompetenz, 
Politik zu verstehen und sich wirksam daran zu 
beteiligen (Craig, Niemi und Silver 1990). Sie 
misst die subjektive Überzeugung, dass man 
über die Fähigkeiten verfügt, politische Kanäle 
zu nutzen und im politischen Prozess hand-
lungsfähig zu sein. Jahrzehntelange Forschung 
zeigt, dass interne Selbstwirksamkeit eine zen-
trale Grundlage für politische Partizipation und 
demokratisches Handeln darstellt (Beaumont 
2011; Morrell 2003; McDonnell et al. 2024).

 
Die Analyse auf Basis des GLES-Datensatzes zeigt ein 
klares Muster: Insgesamt schätzen junge Menschen 
ihre politische Kompetenz geringer ein als ältere. Vor 
allem weniger wahlaffine junge Menschen, besonders 
wenn sie aus einem politikfernen Umfeld kommen, 
fühlen sich deutlich unsicherer darin, politische De-
batten zu verfolgen oder über ihre eigene Haltung zu 
sprechen (siehe Abbildung 8). Gleichzeitig verfügen 

ABBILDUNG 7 Persona „Kompetenzhürde“

Quelle: eigene Darstellung.

Bei den Personas handelt es sich um fiktive Fallbeispiele, die zwar auf Mustern aus den Fokusgruppen basieren, jedoch keiner realen Person entsprechen. Das angeführte 
Zitat stammt von einem Fokusgruppen-Teilnehmer (27), immer wählend. Es dient dazu, die Persona zu veranschaulichen, ohne sie als reale Einzelperson darzustellen.

Leon (21) – Student aus einer Kleinstadt nahe Leipzig

Politik interessiert ihn grundsätzlich schon. Bei 
der Europawahl 2024 war er zwar wählen, doch 
er findet es schwer, über die ganzen Themen Be-
scheid zu wissen. Wenn im Freundeskreis mal 
über Politik gesprochen wird, wird es ihm schnell 
zu viel – zu viele verschiedene Meinungen, zu 
kompliziert, zu weit weg von seinem Alltag. Auf 
Social Media begegnen ihm konkrete politische 
Debatten häufig, aber kaum Inhalte, die einen 
guten und verständlichen Überblick geben.

Politik ist für viele junge Menschen zu weit 
weg und schwer verständlich, deswegen 
beteiligen sich viele nicht an der Wahl. 
Die jungen Wählerschaften wissen ja gar 
nicht, was los ist, wer welche Politik 
macht, wer setzt sich für sie ein.
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wahlaffine Personen unabhängig vom Alter über spür-
bar höhere Werte politischer Selbstwirksamkeit. Dies 
verdeutlicht, dass die Förderung dieser Kompetenzen 
nicht nur für die demokratische Teilhabe relevant 
ist, sondern direkt Einfluss darauf hat, ob Menschen 
wählen gehen. Gerade in einem zunehmend polarisie-
renden öffentlichen Diskurs ist es daher entscheidend, 
junge Menschen zu mehr interner Selbstwirksamkeit 
zu verhelfen, also ihre politische Orientierung und Aus-
drucksfähigkeit zu stärken. 

Die Unterschiede in der internen politischen Selbst-
wirksamkeit spiegeln sich auch in den Fokusgruppen 
wider. Generell sprachen viele Teilnehmer:innen 
kritisch an, dass sie der schnellen Dynamik des poli-
tischen Geschehens und der Informationsflut kaum 
mehr folgen können. Vor allem die weniger wahlaffinen 
Teilnehmer:innen beziehen dies stärker auf ihre politi-
sche Selbstwirksamkeit und berichteten häufiger, dass 
sie deswegen auch nicht zur Wahl gehen:

„Ich denke auch, die schiere Masse an Informationen, 
die man bekommt, durch Social Media, durch Fernsehen, 
Nachrichten, Zeitung, man wird überall mit diesem Thema 
kurz vor der Wahl so häufig konfrontiert, dass man einfach 
abschaltet und sagt ‚Darauf habe ich keinen Bock‘ und 
dann nicht zur Wahl geht, weil man einfach so genervt ist 
von den ganzen Politikthemen.“ 
	 Teilnehmer (20), situativ wählend

In den Fokusgruppen äußerten Teilnehmer:innen in 
vielen Fällen den starken Wunsch nach mehr und 
früher einsetzenden Bildungsangeboten. Diese fördern 
den Umgang mit politischen Informationen, bieten 
Orientierung im Parteiensystem und helfen dabei, 

politische Positionen kritisch zu reflektieren. Politische 
Bildung wurde dabei nicht nur als Vermittlung von 
Wissen über Institutionen oder Wahlverfahren ver-
standen, sondern auch als Befähigung, Informationen 
einzuordnen und eigenständige politische Urteile zu 
bilden. Verstärkt wird der Wunsch durch die wachsen-
de Relevanz digitaler Debatten. Insbesondere dafür 
braucht es Maßnahmen, die dazu beitragen, junge 
Menschen im Umgang mit der beschriebenen Masse 
an Informationen zu unterstützen (siehe auch Infobox 
„Die Bedeutung von Social Media im Bundestagswahl-
kampf 2025“ auf Seite 24).

Wenn – wie mehrfach von Teilnehmer:innen betont – 
Politik in der Schule häufig zu kurz kommt und eher 
nebensächlich behandelt wird, verstärken sich diese 
Erfahrungen. Vor allem weniger wahlaffine Teilneh-
mer:innen berichten in den Fokusgruppen, dass sie in 
ihrem familiären Umfeld wenig Anregung bekommen, 
sich mit Politik auseinanderzusetzen. 

„Ich glaube, es hängt auch an der Schule, dass junge Men-
schen nicht so viel wählen, [...] es wird zu wenig aufgeklärt 
in der Schule und es wird von Lehrern auch als Tabuthema 
angesehen.“ 
	 Teilnehmer (23), situativ wählend

Dies unterstreicht die hohe Relevanz politischer 
Bildung, die auf die Stärkung der internen politischen 
Selbstwirksamkeit ausgerichtet ist. Denn Schule ist 
ein zentraler Ort, wo Unterschiede in der individuellen 
Ressourcenausstattung überwunden werden können.

ABBILDUNG 8 Interne politische Selbstwirksamkeit

30+ 18–29 Konfidenzintervall 18–29

Abfrage der internen politischen Selbstwirksamkeit anhand zweier Statements, die zur Analyse in einem Index zusammengefasst wurden: 
„Ich traue mir zu, mich an einem Gespräch über politische Fragen aktiv zu beteiligen.“ und „Wichtige politische Fragen kann ich gut verstehen und einschätzen.“
(1 = stimme überhaupt nicht zu bis 5 = stimme voll und ganz zu).

Quelle: Mittelwerte nach Wahlverhalten und Altersgruppe (n = 9.395); eigene Darstellung und 
Berechnung auf Basis von Daten der German Longitudinal Election Study (GLES 2025).

Immer-Wählende

Situativ-Wählende

Nicht-Wählende
1,0 1,5 2,0 2,5

2,49 2,54

2,94 2,97

3,30 3,47

3,0 3,5 4,0 4,5 5,0
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Junge Menschen reflektieren ihre politische 
Reife kritisch

Vor diesem Hintergrund wurde auch über das Wählen ab 
16, also die Herabsetzung des Wahlalters auf Bundes-
ebene, in den Fokusgruppen diskutiert. Die Mehrheit der 
Teilnehmer:innen stand einer Absenkung dabei skeptisch 
bis ablehnend gegenüber. Auffällig ist, dass diese Skepsis 
oft aus einer selbstkritischen Haltung heraus entsteht: 
Viele junge Erwachsene reflektieren sehr bewusst, ob sie 
selbst mit 16 Jahren dazu „bereit“ gewesen wären. Eine 
solche Selbstkritik ist grundsätzlich positiv – solange sie 
nicht dazu führt, sich selbst oder andere dauerhaft vom 
Wählen auszuschließen. Die Forschung zeigt zudem, 
dass diese Form der Selbstkritik nachlässt, sobald das 
Wahlalter tatsächlich gesenkt wird: Junge Menschen 
akzeptieren das Wahlrecht dann schnell als selbstver-
ständlich (Eichhorn 2018). Was jedoch bestehen bleibt, 
ist die inhaltliche Auseinandersetzung mit der Frage, ob 
sie genug wissen, um gute Entscheidungen zu treffen. 
Damit verschiebt sich die Perspektive von der Frage  
„Bin ich alt genug?“ hin zu „Wie gut bin ich informiert?“, 
was auch einen der wesentlichen Faktoren der Kompe-
tenzhürde ins Zentrum rückt. 

In dieser Einschätzung verstärkt sich das bereits Disku-
tierte: Besonders Teilnehmer:innen mit einer niedrigen 
Selbstwirksamkeit und eher geringerem politischem 
Interesse (siehe dazu die Ausführungen in der Moti-
vationshürde in Unterkapitel 3.3) äußerten Zweifel an 
der Reife und Urteilsfähigkeit von 16-Jährigen. Häufig 
wurde dabei auf die eigene Jugend zurückgeblickt – 
viele sahen sich selbst in diesem Alter als zu uninfor-
miert und zu leicht beeinflussbar: 

„Weil, wenn ich mich an meine Zeit zurückerinnere, man 
hat ja gar keine Ahnung so wirklich vom Leben und man 
wird auch sehr schnell beeinflusst in dem Alter.“ 
	 Teilnehmerin (22), situativ wählend

Diese Haltung verdeutlicht, dass mangelnde politische 
Bildung und Unsicherheit über politische Prozesse zu 
einer geringen internen politischen Selbstwirksamkeit 
führen können. Diese wird dann wiederum als Argu-
ment gegen eine Ausweitung der (eigenen) politischen 
Teilhabe genutzt. Gerade diejenigen, die weniger 
wahlaffin sind bzw. sich politisch überfordert fühlen, 
schließen daraus häufig, dass andere Jugendliche in 
ihrem Alter ähnliche Schwierigkeiten hätten.

Gleichzeitig äußerten Teilnehmer:innen auch Zustim-
mung zum Wählen ab 16 Jahren – jedoch unter der 
Voraussetzung besserer politischer Bildungsangebote. 
Diese Stimmen betonten, dass Jugendliche im Schul-
kontext gut erreicht werden könnten und dass frühe 
Erfahrungen mit politischer Beteiligung langfristig das 
politische Interesse stärken:

„Natürlich mit dem Kontext mehr Bildung, aber ich finde, 
man muss junge Menschen abholen, und mit 16 finde 
ich, man fühlt sich schon so, man kann ja intellektuell mit 
den ganzen Themen mitgehen. [...] Wenn man die Men-
schen im Schulkontext abholt und sie da wirklich ranführt, 
später durch die Routine hat man dann einen leichteren 
Einstieg.“ 
	 Teilnehmerin (22), situativ wählend

Insgesamt zeigt sich, dass politische Bildung eine 
Schlüsselfunktion für die Entwicklung politischer 
Selbstwirksamkeit und Teilhabebereitschaft junger 
Menschen hat. Fehlende Vermittlung politischer Kom-
petenzen wird von vielen als einer der Hauptgründe für 
politische Distanz, Unsicherheit und Wahlenthaltung 
genannt. Die Diskussion um die Absenkung des Wahl-
alters auf 16 Jahre macht dabei deutlich, dass Jugend-
liche selbst den Zusammenhang zwischen Bildung, 
politischer Reife und Beteiligung erkennen – und eine 
frühere, kontinuierliche und praxisnahe politische 
Bildung als Voraussetzung für politische Beteiligung 
ansehen.

Die quantitativen Daten bestärken diese Befunde. Der 
bereits erreichte oder bei jungen Menschen noch an-
gestrebte formale Bildungsabschluss wirkt sich statis-
tisch signifikant auf das Wahlverhalten aus: Je höher 
der Bildungsabschluss, desto größer die Wahrschein-
lichkeit, zur Wahl zu gehen. Bildungsungleichheiten 
übersetzen sich somit direkt in ungleiche Wahlbeteili-
gung. Dies zeigt sich auch im spezifischen politischen 
Wissen: Auf die Frage, durch wen der/die Bundeskanz-
ler:in gewählt wird, antworten 46,7 Prozent der 18- bis 
29-Jährigen mit der richtigen Antwort, dem Bundestag 
(im Vergleich: Unter den über 30-Jährigen waren es 
56,4 Prozent). Im Zusammenhang mit der Wahlabsicht 
zeigt sich, dass weniger wahlaffine junge Menschen 
diese Frage seltener richtig beantworten. Das unter-
streicht die Notwendigkeit, politische Bildung weiter 
zu stärken (siehe Abbildung 9). 
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Auch berichteten junge Menschen über alle Fokus-
gruppen hinweg, dass es für sie selbst oder in ihrem 
sozialen Umfeld zunehmend schwieriger wird, die 
Komplexität und Dynamik politischer Prozesse zu ver-
stehen und fundierte Wahlentscheidungen zu treffen. 
Dies unterstreicht abschließend, wie wichtig es ist, 
Kompetenzen im Umgang mit politischen Informatio-
nen zu stärken und Raum zu geben, um eigene politi-
sche Werte zu entwickeln. Daraus folgt, dass sowohl 
die eigene wahrgenommene Kompetenz als auch 
das objektive Wissen über Politik gefördert werden 
müssen. Denn wenn ich nicht weiß, worauf sich meine 
Stimme konkret auswirkt oder was daraus folgt, kann 
die intrinsische Motivation fernab vom Pflichtgefühl 
schnell sinken.

Andere Meinungen aushalten fällt schwer, 
wird aber immer wichtiger

Die Polarisierung im öffentlichen Diskurs bleibt für die 
Teilnehmer:innen der Fokusgruppen nicht abstrakt, 
sondern prägt zunehmend den eigenen sozialen Nah-
raum und wird für sie unmittelbar spürbar. Vor allem im 
Kontext der Bundestagswahl 2025 zogen sich Konflik-
te über politische Themen durch Familien, Freundes-
kreise und Ausbildungsstätten: 

„Das hat sich auch zu Hause gezeigt, in der eigenen 
Familie, gibt es dann auch Streitigkeiten zur Wahl. Die 
Spaltung zwischen Links und Rechts, die ja immer stärker 
wird, aktuell sehr greifbar ist – und das schon damals in 
der Schule, jetzt in der Ausbildung zwischen Erwachsenen. 
Das ist ganz schön unangenehm zum Teil.“ 
	 Teilnehmer (22), immer wählend

Diese Dynamik führte bei vielen jungen Menschen zu 
einer bewussten Kommunikationsflucht: Politische 
Themen wurden vermieden, um Konflikten aus dem 
Weg zu gehen oder soziale Beziehungen zu schützen. 
Aussagen wie „Man will keine Freunde verlieren“ oder 
„Auf der Arbeit will man sich nicht die Beziehung ver-
bauen“ verdeutlichen die emotionale Belastung, die 
mit politischen Diskussionen einherging. Selbst unter 
Gleichgesinnten wurde der permanente politische 
Diskurs als erschöpfend empfunden. Die Grenzen 
zwischen öffentlicher Polarisierung und privater 
Überforderung verschwammen zunehmend, Politik 
wurde nicht nur als gesellschaftliches, sondern auch 
als persönliches Stressfeld erlebt. Diese Erfahrungen 
im persönlichen Umfeld lenkten den Blick verstärkt auf 
soziale Medien als wichtigen Ort der Informationssu-
che und Meinungsbildung (siehe Infobox „Die Bedeu-
tung von Social Media im Bundestagswahlkampf 2025“ 
auf Seite 24). Dabei zeigt sich: Junge Menschen nutzen 
soziale Medien zwar sehr intensiv, jedoch nur teilweise 
gezielt für politische Inhalte.

ABBILDUNG 9 Wissen über das Wahlrecht

18–29 30+

Immer-Wählende
51,0 %

61,4 %

Situativ-Wählende
37,2 %

40,7 %

Nicht-Wählende

33,5 %
26,3 %

Anteile mit korrekten Antworten über das Wahlrecht 
nach Wahlverhalten und Altersgruppe.

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Basis 
von Daten der German Longitudinal Election Study 
(GLES 2025) (n = 9.401).
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Die ambivalente Wirkung von Social Media

Soziale Medien können mobilisierend auf junge Men-
schen wirken und dazu beitragen, dass sie wählen. 
Unsere quantitativen und qualitativen Analysen zeigen, 
dass soziale Medien sowohl Chancen als auch Heraus-
forderungen für die Mobilisierung bieten. Ob ihr Ein-
fluss eher motivierend oder demotivierend ist, ergibt 
sich aus den individuellen Kontexten und Ressourcen 
junger Menschen. 

Die Bedeutung von Social Media  
im Bundestagswahlkampf 2025

Nie zuvor war die Relevanz sozialer Medien für 
politische Debatten in Deutschland so hoch wie 
zur Bundestagswahl 2025 (Bertelsmann Stiftung 
2025b; Bösch und Geusen 2025). Die vorgezo-
gene Wahl und der Wahlkampf in den Wintermo-
naten machten soziale Medien insgesamt, aber 
auch besonders für junge Menschen, zu einem 
noch wichtigeren Austragungsort politischer 
Diskussionen (Weiser et al. 2025). Ob Kurzvi-
deos auf Instagram und TikTok oder interaktive 
Questions and Answers (Q&As) auf Twitch: Der 
Wahlkampf war digital so präsent wie nie zuvor. 
Zugleich ist auch auf die unausgewogene Sicht-
barkeit parteipolitischer Inhalte auf den sozialen 
Medien hinzuweisen (Bertelsmann Stiftung 
2025b), die zu einer Verzerrung der politischen 
Wahrnehmung junger Menschen beitragen kann. 
Die vorliegende Studie versteht daher Social 
Media als einen Trend, der übergreifende Aus-
wirkungen auf den Weg junger Menschen zur 
Wahlurne hat. Er wird daher im Folgenden detail-
liert analysiert und in der Analyse der weiteren 
Hürden als Querschnittsthema betrachtet. 

Die GLES-Daten zeigen, dass die politische Nutzung des 
Internets bei jungen Menschen grundsätzlich mit einer 
höheren Wahlbeteiligung einhergeht. Wer online gezielt 
politische Inhalte konsumiert, geht tendenziell eher 
wählen. Allerdings ist dieser Zusammenhang deutlich 
schwächer als bei grundlegenden Faktoren wie politi-
schem Interesse. Sobald man berücksichtigt, wie stark 
sich jemand generell für Politik interessiert, verliert die 
politische Internetnutzung oft ihren eigenen erklären-
den Einfluss. Das bedeutet: Nicht die Online-Aktivität 
selbst ist entscheidend, sondern vor allem das dahinter-
liegende politische Interesse. Im Zusammenspiel mit 
weiteren Studien (Weiser et al. 2025; Vodafone Stiftung 
2025) sowie den Fokusgruppen liefern die Mittelwert-
vergleiche aufschlussreiche Hinweise zur Lebensrealität 
junger Menschen und deren politischer Beteiligung: Die 
politische Internetnutzung hängt eng mit der Wahl-
routine zusammen – je regelmäßiger Menschen wäh-
len, desto intensiver nutzen sie das Internet aktiv zur 
politischen Information. So zeigt die Altersanalyse der 
wichtigsten Informationsquellen, dass soziale Medien 
für Jüngere deutlich wichtiger sind als für Ältere: 61,7 
Prozent der 18- bis 29-Jährigen nennen sie als Haupt-
quelle, bei den über 30-Jährigen sind es 31,1 Prozent 
(siehe auch Abbildung 3). Gleichzeitig nutzen junge 
Menschen das Internet insgesamt seltener für politische 
Inhalte als Ältere, ein Muster, das sich über alle Wähler-
gruppen hinweg zeigt (siehe Abbildung 10). 

Für die Interpretation dieser Ergebnisse ist entschei-
dend, dass junge Menschen zwar insgesamt häufiger 
das Internet für unpolitische Zwecke nutzen, die un-
bewusste Aufnahme politischer Inhalte über den Feed 
aber immer relevanter wird: So geben knapp 50 Pro-
zent der jungen Menschen an, häufig politische Inhalte 
über den algorithmisch selektierten Feed zu konsumie-
ren (Weiser et al. 2025). Das heißt, sie kommen un-
bewusst und passiv über Algorithmen oder Social-Me-
dia-Feeds in Kontakt mit politischen Inhalten. Vor dem 

ABBILDUNG 10 Politische Internetnutzung

30+ 18–29 Konfidenzintervall 18–29

Abfrage Internetnutzung (politisch): „An wie vielen Tagen haben Sie sich in der vergangenen Woche im Internet über Politik informiert?“
(1 = 0 Tage bis 8 = 7 Tage).

Quelle: Mittelwerte nach Wahlverhalten und Altersgruppe (n = 9.412); eigene Darstellung und 
Berechnung auf Basis von Daten der German Longitudinal Election Study (GLES 2025).
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Hintergrund des sogenannten „News-find-me-Effekts“ 
besteht langfristig das Risiko, dass immer stärker auf 
den algorithmisch selektierten Feed als Hauptinforma-
tionsquelle für Politik zurückgegriffen wird. Dadurch 
verlieren andere Informationsquellen tendenziell an 
Bedeutung.

News-find-me-Effekt

Der Effekt beschreibt die Annahme einiger 
Social-Media-Nutzer:innen, dass sie durch den 
(passiven) Konsum sozialer Medien ausreichend 
informiert sind und Nachrichten nicht mehr 
aktiv suchen müssen. Dies ist mit dem Glauben 
begründet, dass wichtige Informationen ohne-
hin über ihre Feeds oder soziale Netzwerke 
zu ihnen gelangen. Diese Haltung kann dazu 
führen, dass traditionelle Medien an Bedeutung 
verlieren (vgl. Gil de Zúñiga et al. 2017; Song et 
al. 2020; Gleich 2020; Weiser et al. 2025).  
Dadurch wird der Informationsprozess stärker 
von Plattformmechanismen beeinflusst, was 
langfristig negative Auswirkungen auf das politi-
sche Interesse und Wissen haben kann.

Diese Ergebnisse verdeutlichen, dass die Wirkung 
sozialer Medien auf politische Beteiligung differenziert 
betrachtet werden muss: So sind diese zwar in der 
Lebenswelt junger Menschen verankert, doch geht 
dies nicht automatisch mit einer politischen Nutzung 
einher. Gerade für weniger politisch interessierte junge 
Menschen können geeignete Formate die Chance 
eröffnen, sowohl politisches Interesse zu wecken als 
auch zur Wahl zu mobilisieren – wie auch die letzt-
jährige Bundestagswahl deutlich machte: Hier waren 
Informationen über Parteien und ihre Wahlprogramme 
oder die Einordnung politischer Positionen zur Bundes-
tagswahl 2025 über die sozialen Medien niederschwel-
lig verfügbar. Eine Online-Präsenz von politischen 
und über Politik informierenden Akteur:innen vor der 
Wahl kann die Wahlbeteiligung fördern, indem sie die 
Relevanz der Wahl für junge Wähler:innen erhöht. Dies 
zeigte sich auch mehrfach in den Fokusgruppen:

„Diesmal kann ich mir vorstellen, dass ich gewählt habe 
aufgrund der Internetpräsenz, mit den ganzen Werbun-
gen, TikTok, dieses Jahr auch die ganzen Duelle. Man hat 
es halt einfach eingetrichtert bekommen. Früher bin ich 

gelaufen, habe die Plakate gesehen, war mir egal. Man hat 
sich schon auch viel jetzt drüber unterhalten, hat gesagt, 
‚Es ist wichtig‘, ‚Ich habe jetzt eine Idee, was ich wählen 
kann‘, und das habe ich dann gemacht.“ 
	 Teilnehmer (26), situativ wählend

Die – besonders bei den Erstwähler:innen – hohen 
„start-up costs“, welche das Verständnis des politischen 
Systems, die Orientierung innerhalb des Parteienan-
gebots und die Auseinandersetzung mit Online-Inhal-
ten umfassen, können durch verständliche Formate 
gesenkt werden: 

„Ich finde auch, dass man animiert wird zu wählen, gut, 
gerade weil man vielleicht nicht das Umfeld hat, wo die 
Dringlichkeit durchkommt.“ 
	 Teilnehmerin (20), nicht wählend

Doch mit der breiten Verfügbarkeit politischer Inhalte 
in sozialen Medien geht auch eine wachsende Kom-
plexität der politischen Informationsaufnahme einher: 
Zwar erleichtert die starke Präsenz politischer Beiträge 
den Zugang, zugleich wird es jedoch anspruchsvoller, 
sich in der Vielzahl an Informationen zurechtzufinden. 
Besonders die personalisierte Ausspielung – etwa 
über For You Feeds – kann für weniger wahlerfahrene 
Personen schnell unübersichtlich werden. Auch kann 
dies die Gefahr einer verzerrten politischen Meinungs-
bildung beinhalten. Jüngste Studienergebnisse zeigen, 
dass Inhalte der Parteien an den politischen Rändern 
auf Social-Media-Plattformen, insbesondere TikTok, 
überproportional sichtbar sind im Vergleich zu Inhalten 
der Parteien der Mitte (Bertelsmann Stiftung 2025b). 
In der Folge können die Einstiegshürden für Erstwäh-
ler:innen (siehe Infobox „Einstiegskosten für Erstwäh-
ler:innen“ in Unterkapitel 3.1) je nach individuellen 
Ressourcen ebenfalls steigen. In den Fokusgruppen 
wurde der Bedarf an ansprechenden Formaten sehr 
deutlich:

„Politik leicht und verständlich erklären […], in einfacher 
Sprache, für Leute die sich nicht damit auskennen und 
die [sich, Anm. d. Verf.] vielleicht nicht mit hochtrabenden 
Wörtern und Entscheidungen auseinandersetzen. […] 
Und sich mit den Sorgen und Beweggründen der jungen 
Generation beschäftigen, das ist ein bisschen Alibi, was 
da gemacht wird, das heißt ‚Ihr seid jung, dann mache ich 
ein Essensfoto von McDonalds, schon bin ich jung, hip und 
cool‘, aber das passiert nicht.“ 
	 Teilnehmer (24), situativ wählend 
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Wahl-O-Mat – kann bei Orientierung helfen, 
aber auch überfordern 

In den Fokusgruppen wurden verschiedene Möglich-
keiten diskutiert, sich mit dem Spektrum politischer 
Positionen auseinanderzusetzen. Hier zeigte sich, dass 
Angebote wie das Online-Wahlinformationstool Wahl-
O-Mat bereits einen wichtigen Beitrag zum Abbau der 
Einstiegshürden leisten. Dieses bietet nicht nur einen 
Überblick über relevante Sachfragen und das politische 
Spektrum, sondern hilft auch die eigene Position im 
politischen Feld zu verorten. Die verbreitete Nutzung 
ist kaum zu bestreiten: Bei der vergangenen Bundes-
tagswahl verzeichnet die Anwendung einen erneuten 
Nutzungsrekord und lag bereits fünf Tage vor der Wahl 
über dem bisherigen Höchstwert von 2021 mit 21,5 
Millionen Nutzungen (Bundeszentrale für politische 
Bildung 2025). Doch während der Wahl-O-Mat von ei-
nigen, insbesondere jüngeren, Teilnehmer:innen positiv 
bewertet wird, berichten vor allem weniger wahlaffine 
Teilnehmer:innen von Schwierigkeiten beim Verständ-
nis der teils sehr spezifischen Fragen. Neben dem 
grundsätzlich positiven Einfluss zum Überwinden von 
Hürden muss auch hier die individuelle Ressourcenaus-
stattung berücksichtigt werden. 

„Ich finde [den Wahl-O-Mat] allerdings in manchen Fragen 
auch relativ schwierig. Ich habe mir teilweise YouTube-Vi-
deos dazu angeschaut, was sie da überhaupt meinen, 
weil gerade wenn man frisch einsteigt in das Thema, dann 
fragt man sich, was die von einem wollen. Es hat ja nicht 
gleich jeder von null auf hundert Ahnung davon, aber ich 
finde es eine gute Idee.“ 
	 Teilnehmerin (25), situativ wählend 

In der Diskussion bevorzugten einige Teilnehmer:innen 
den Real-O-Mat. Dieses Tool vergleicht – im Gegensatz 
zum Wahl-O-Mat – nicht die Wahlversprechen oder 
Parteiprogramme, sondern das tatsächliche Abstim-
mungsverhalten der Parteien im Bundestag (Lopinski 
2025).

„Ich fand auch den Real-O-Mat eine nice Idee, weil es 
da nicht nur drauf ankam, was die Parteien im Wahlpro-
gramm und auf der Website antworten, sondern da war 
die Gewichtung, was über die Jahre gemacht wurde.“ 
	 Teilnehmerin (22), situativ wählend 

Während digitale Tools wie der Wahl-O-Mat oder 
Real-O-Mat Einstiegshürden senken können, führen zu 
komplexe Inhalte, Polarisierung und Informationsfülle 
gerade bei weniger politikerfahrenen jungen Menschen 
schnell zu Überforderung. Insgesamt wird deutlich: 
Soziale Medien und digitale Tools können politische 
Beteiligung unterstützen, verstärken jedoch zugleich 
bestehende Unterschiede in Kompetenzen und Res-
sourcen. Gleichzeitig wird aber auch das langfristige 
Potenzial sichtbar: Formate, die verständlich aufberei-
tete Inhalte bereitstellen und politische Zusammen-
hänge niedrigschwellig erklären, können politische 
Kompetenz nachhaltig steigern. Damit dies gelingt, 
braucht es über Wahlkämpfe hinaus einen kontinuier-
lichen Dialog zwischen politischen Akteur:innen und 
jungen Menschen – mit Kommunikationsangeboten, 
die deren Lebenswelt ernst nehmen und Relevanz 
herstellen. Soziale Medien können auf diese Weise zu 
einem Ort werden, der nicht nur kurzfristig mobilisiert, 
sondern langfristig politische Bildung stärkt und Orien-
tierung erleichtert.  
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ABBILDUNG 11 Handlungsempfehlungen – Kompetenz stärken

Quelle: eigene Darstellung.

Wer?

Wirkmechanismus und Evidenz

Darauf kommt es an!

Informationen über Politik auf Social Media bereitstellen
Was tun?

1

Für junge Menschen sind soziale Medien 
eine zentrale Informationsquelle. 
Offizielle Inhalte sind zwar vorhanden, 
aber oft schwer zu finden und wenig 
ansprechend aufbereitet. Daher braucht 
es: 

Die stärkere Präsenz staatlicher und zivilgesellschaftlicher Akteur:innen in digitalen Räumen erhöht 
Reichweite, Vertrauen und die Sichtbarkeit demokratischer Prozesse für junge Menschen. Authentische, 
visuell aufbereitete Inhalte auf vertrauten Plattformen senken Informationsbarrieren und relativieren 
Fehlinformationen.

Politische Ebene (Bund, Länder, Kommunen) in Kooperation mit öffentlichen Institutionen, 
Verwaltung, Medienpartnern und Zivilgesellschaft

Glaubwürdigkeit offizieller Accounts sicherstellen

Junge Menschen schätzen vor allem authentische Inhalte, eine klare, einfache Sprache und 
sauber geschnittene Social-Media-Videos (Weiser et al. 2025)

Digitale Informationskampagnen fördern politische Teilhabe (OECD 2024)

Algorithmische Reichweitenabhängigkeit berücksichtigen

Wer?

Wirkmechanismus und Evidenz

Darauf kommt es an!

Bildung zu Politik, Demokratie und Wahlen in Schulen stärken
Was tun?

2

Verantwortungsbewusst wählen zu 
gehen, setzt ein Verständnis von Politik 
und dem demokratischen System voraus. 
Dies kann vor allem durch Politikunter-
richt an Schulen gestärkt werden. Die 
Einführung einer nationalen 
Politische-Bildungsstrategie integriert in 
ein Gesamtkonzept zu „resilienter 
Demokratie“ (angelehnt an Bundesaus-
schuss Politische Bildung 2024) könnte 
hier zielführend sein.

Junge Menschen sehen bei sich selbst häufig Defizite in der politischen Bildung, was vor allem auf 
unzureichenden Politikunterricht zurückgeführt wird. Der Anteil des Fachs variiert stark zwischen 
Schulformen und Bundesländern. Auch Lehrkräfte bestätigen, dass vor allem fehlende Unterrichtszeit 
eine solide Demokratiebildung verhindert (Robert Bosch Stiftung 2025). Daher braucht es adäquate 
zeitliche Ressourcen und Rahmenbedingungen für Demokratiebildung an allen Schulformen und eine 
koordinierte Strategie sowie entsprechende Anpassungen zwischen den Bundesländern.

Bildungsministerien der Länder und Kultusminister:innen-Konferenz

Adäquate zeitliche Ressourcen und Rahmenbedingungen für Demokratiebildung an allen 
Schulformen bundeslandübergreifend schaffen

Jugendorientierte Informationskampagnen – besonders an Schulen – erhöhen Wahlbeteiligung und 
politische Selbstwirksamkeit (OECD 2024) 

Nationale Politische-Bildungsstrategie: Koordiniertes politisches Vorgehen

Wer?

Wirkmechanismus und Evidenz

Darauf kommt es an!

Demokratie- und Medienkompetenz: Kompromiss- und Diskursfähigkeit fördern 
Was tun?

3

Junge Menschen begegnen im Alltag – 
in Schule, Job und auf Social Media – 
vielfältigen Meinungen. Ein differenzier-
ter und respektvoller Umgang damit, 
besonders online, erfordert Übung. Zur 
Stärkung entsprechender Kompetenzen 
eignen sich etwa:

Früh etablierte Demokratie- und Medienkompetenz haben Einfluss auf politische Teilhabe, daher 
besteht Bedarf zur Stärkung entsprechender Kompetenzen durch skizzierte Formate.

Bildungsministerien der Länder, zivilgesellschaftliche Akteur:innen

Flächendeckende Umsetzung: Demokratie- und Medienbildung ist nicht „nice to have“ und 
darf nicht von der Initiative Einzelner abhängen

Bildung stärkt Partizipationsbereitschaft (Vodafone-Stiftung 2025)

Interne politische Selbstwirksamkeit korreliert mit Wahlabsicht (siehe Abbildung 8).

Demokratiefördernde Bildung erhöht politisches Vertrauen (OECD 2024)

Fortbildung und Qualitätssicherung für Lehrkräfte sicherstellen

Verbindliche Demokratie- und 
Medienbildung einführen, spätes-
tens ab der weiterführenden Schule, 
idealerweise schon in der Grund-
schule (Baumgardt und Lange 2022; 
Dander 2024)

Peer-Learning-Formate etablieren, 
z. B. Klassendialoge über politische 
Fragen

Starke Social-Media-Auftritte von 
Verwaltungen, Ministerien und 
Wahlstellen, die informativ berichten 
und nicht nur Trends folgen

Ergänzend sollten Kooperationen mit 
reichweitenstarken Partner:innen 
(z. B. Influencer:innen) aufgebaut 
werden, um junge Zielgruppen 
besser zu erreichen
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3.3 Motivationshürde:  
„Will ich wählen?“
Die dritte Hürde, die junge Menschen auf dem Weg 
zur Wahlurne nehmen müssen, ist die Motivationshür-
de: „Will ich wählen?“. Hier geht es darum, das eigene 
politische Interesse zu entdecken und als relevante 
Frage der Lebensgestaltung durch Wählen in das poli-
tische System einzubringen. Im besten Fall bildet sich 
eine Wahlnorm heraus, wobei regelmäßiges Wählen 
zur Gewohnheit wird. Einfluss darauf nehmen beson-
ders familiäre Prägung, Peers und die Schule – zuneh-
mend aber auch Social Media.

In den Fokusgruppen zeigte sich immer wieder: Insbe-
sondere junge Menschen, die das Gefühl haben, dass 
ihre Stimmabgabe nicht automatisch zu einer Verbes-
serung ihrer Lebenssituation führt, distanzieren sich 
zunehmend vom demokratischen Diskurs. Nachdem 
junge Wähler:innen wie Nichtwähler:innen politischen 
Institutionen ein verhältnismäßig hohes Vertrauen – 
also eine relativ hohe Input-Legitimation – entgegen-
bringen, führt im Gegenzug eine geringe wahrgenom-
mene Output-Legitimität – also die Frage, ob Politik 
tatsächlich Ergebnisse liefert – letztendlich zu Frus-
tration, Enttäuschung und sinkender Wahlmotivation. 
Besonders deutlich wird dies bei Themen, die junge 
Menschen direkt betreffen: steigende Lebenshaltungs-
kosten, Mieten, Ausbildungschancen, soziale Sicherheit 
oder Klimapolitik. Eine Motivation, die eigene Stimme 
einzubringen, entsteht, wenn Politik im Alltag junger 
Menschen Veränderung bewirkt und glaubwürdig ist. 

Um die Motivationshürde abzubauen, empfehlen wir 
deshalb unter anderem, die Relevanz und Sichtbarkeit 
von Jugendthemen deutlich zu erhöhen und zeit-
gleich durch eine schulisch begleitete Absenkung des 
Wahlalters Wahlen schon früher in den Alltag junger 
Menschen zu integrieren. 

Junge Menschen erwarten von Politik  
spürbare Veränderung

Über alle Fokusgruppen hinweg wurde besonders 
häufig betont, dass die Teilnehmer:innen die Output-
Legitimität (siehe Infobox „Output-Legitimität“) der 
jüngsten Regierungen als sehr gering wahrnehmen. 
Dies führt zu erheblichen politischen Enttäuschungen 
und trägt teilweise auch maßgeblich zur Entscheidung 
bei, nicht wählen zu gehen. Angesichts der abgebil-
deten Lebensumstände (siehe Abbildung 3 „Junge 
Menschen in Zahlen“ in Kapitel 1), aus denen sich viele 
Herausforderungen und Unsicherheiten junger Men-
schen speisen, wird Politik besonders dann als relevant 
wahrgenommen, wenn sie diese abschwächt oder 
ausgleicht. 

ABBILDUNG 12 Persona „Motivationshürde“

Quelle: eigene Darstellung.

Bei den Personas handelt es sich um fiktive Fallbeispiele, die zwar auf Mustern aus den Fokusgruppen basieren, jedoch keiner realen Person entsprechen. Das angeführte 
Zitat stammt von einer Fokusgruppen-Teilnehmerin (26), immer wählend. Es dient dazu, die Persona zu veranschaulichen, ohne sie als reale Einzelperson darzustellen.

Meryem (25) – Studentin in Nürnberg

Bei ihrer ersten Wahl, der Bundestagswahl 2021, 
war sie motiviert – endlich mitbestimmen, endlich 
etwas verändern. Heute hat sie das Gefühl, dass 
sich trotz vieler Versprechen kaum etwas verbes-
sert hat: steigende Lebenshaltungskosten, wenig 
spürbare Entlastung, zu viel Gerede. Die ständi-
gen Krisen und das politische Dauerrauschen 
haben sie ermüdet. 

Das ist die fehlende Erfahrung, weil die 
jungen Menschen diese Erfahrung noch 
nicht gemacht haben, wie sich Wahlen 
auch auswirken. Man ist ja auch am Anfang 
noch sehr gutgläubig und denkt „die Partei, 
die wird es, die setzt alles genau so um wie 
es drinsteht“, das passiert aber ja so nicht.
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Output-Legitimität

Bezieht sich auf die wahrgenommene Wirksam-
keit, Problemlösungskompetenz und Leistungs-
fähigkeit politischer Institutionen. Sie ist hoch, 
wenn politische Entscheidungen als effektiv, 
relevant und glaubwürdig erlebt werden, und 
trägt damit wesentlich zum Vertrauen in die 
Demokratie bei. Im Unterschied zur Input-Legi-
timität liegt der Fokus hier auf „government for 
the people“: Politische Entscheidungen werden 
danach bewertet, inwieweit sie das Gemeinwohl 
fördern und kollektive Probleme lösen (Scharpf 
1999; Strebel, Kübler und Marcinkowski 2019).

In den quantitativen Daten lässt sich eine solche Wahr-
nehmung zur Wirksamkeit von Politik unter anderem 
über die Frage nach den Auswirkungen der Parteibe-
teiligung an Regierungen erfassen. Die Wahrnehmung, 
ob es einen Unterschied macht, welche Parteien in 
der Regierung sind, wirkt sich deutlich auf die Wahl-
absicht aus: Personen, die solche Unterschiede in der 
Regierungsbeteiligung stärker wahrnehmen, zeigen 
tendenziell eine höhere Wahlbereitschaft, wie der 
GLES-Datensatz zeigt (siehe Abbildung 13). Die Mittel-
werte der wahrgenommenen Unterschiede derjenigen 
mit Wahlabsicht liegen sowohl bei jungen (3,98) als 
auch bei älteren Menschen (3,72) deutlich über denen 
mit einer weniger eindeutigen Wahlabsicht. Auffällig 
ist jedoch, dass junge Menschen – unabhängig von 
ihrer Wahlabsicht – dieser Aussage insgesamt stärker 
zustimmen. Ihr vergleichsweise größerer Optimismus 
hinsichtlich politischer Veränderungen durch die Politik 

bietet einen wichtigen Ansatzpunkt, um Wahlteilnahme 
langfristig zu stärken. 

Der Optimismus junger Menschen zeigt sich nicht 
nur in diesem Bereich. Wie bereits in der Abbildung 3 
„Junge Menschen in Zahlen“ dargestellt, blicken junge 
Menschen insgesamt etwas positiver auf die zukünfti-
ge Entwicklung Deutschlands. Noch deutlicher wird ihr 
Optimismus bei der Einschätzung der eigenen finan-
ziellen Zukunft. Das hängt zum einen damit zusammen, 
dass viele von ihnen über eine geringere materielle 
Absicherung verfügen und zum anderen häufig noch 
in Ausbildung sind und damit auf höhere Einkommen 
nach dem Abschluss hoffen. Dieser Optimismus bzw. 
die hohen Erwartungen bergen jedoch auch das Risiko 
größerer Enttäuschungen.

In den Fokusgruppen wurde besonders deutlich, dass 
junge Menschen vor allem an Themen interessiert sind, 
die ihre unmittelbare Lebensrealität betreffen, wie 
steigende Lebenshaltungskosten, Mietpreise, Infla-
tion, die Absicherung der Altersversorgung, Bildung, 
Wehrdienst oder ökologische Fragen. In diesen Be-
reichen erwarten die meisten Teilnehmer:innen daher 
auch Maßnahmen und positive Veränderungen durch 
politische Entscheidungen. Gleichzeitig stehen sie der-
artigen politischen Entscheidungen und deren mög-
lichem positivem Einfluss auf das eigene Leben jedoch 
weitestgehend skeptisch gegenüber. Die geringe 
Output-Legitimität sowie die Enttäuschung über die 
mangelnde Wirkung politischer Entscheidungen waren 
in allen Fokusgruppen – unabhängig von deren Zu-
sammensetzung – sehr deutlich spürbar. Besonders 
pessimistisch hinsichtlich der tatsächlichen positiven 
Wirkung politischer Maßnahmen sind aber vor allem 
die weniger wahlaffinen Teilnehmer:innen: 

ABBILDUNG 13 Wahrgenommener Unterschied zwischen Regierungen

30+ 18–29 Konfidenzintervall 18–29

Abfrage zum Unterschied zwischen den Regierungen: „Einige Leute meinen, dass es einen großen Unterschied macht, 
wer in Deutschland an der Regierung ist. Andere meinen, dass es keinen Unterschied macht. Wie ist das bei Ihnen?“
(1 = Es macht keinen Unterschied, wer an der Regierung ist. bis 5 = Es macht einen großen Unterschied, wer an der Regierung ist.)

Quelle: Mittelwerte nach Wahlverhalten und Altersgruppe (n = 9.413); eigene Darstellung und 
Berechnung auf Basis von Daten der German Longitudinal Election Study (GLES 2025).
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„Es ist auf jeden Fall wichtig, wählen zu können, es wäre 
nur schön, wenn man was wählt, dass das dann auch so 
kommen würde. […] Zum Beispiel mit den Steuern, wo 
schon seit vielen Jahren geredet wird. Und mit den Mieten 
[…], aber irgendwie sieht man da nichts.“ 
	 Teilnehmer (24), situativ wählend

Dabei spielen auch altersbedingte Faktoren eine Rolle: 
In den Fokusgruppen wurde in diesem Zuge thema-
tisiert, dass jüngere Teilnehmer:innen aufgrund ihres 
Alters nur begrenzte Erfahrung mit der politischen Um-
setzung von Wahlversprechen haben, und dass gerade 
bei dieser Zielgruppe besonders große Enttäuschung 
entstehen kann, wenn sie nach der ersten Wahlteil-
nahme keine Veränderung wahrnehmen. So formuliert 
eine Teilnehmerin, dass in ihrer Familie die Unzufrie-
denheit zu Wahlabstinenz führte: 

„Die letzten Jahre ‚Wir haben das gewählt, dann ist das 
passiert, dann haben wir das gewählt, und dann ist das 
passiert‘, und das merken halt die jungen Leute nicht. Also 
ältere Leute haben schon mehr Wahlen mitgemacht und 
haben nie Veränderung gemerkt.“ 
	 Teilnehmerin (21), situativ wählend

Diese Beispiele verdeutlichen, dass Output-Legitimi-
tät eng mit dem Alltag junger Menschen verknüpft ist 
und dass ihr Vertrauen in die Politik wesentlich davon 
abhängt, ob Politik im Alltag junger Menschen positive 
Veränderung bewirkt. Bleiben bestehende Erwartun-
gen jedoch aus, wird die Glaubwürdigkeit politischer 
Akteur:innen stärker infrage gestellt. Zugleich ent-
steht das Gefühl, dass die eigene Lebenswirklichkeit in 
politischen Entscheidungsprozessen nur unzureichend 
berücksichtigt wird. Beides wirkt sich entscheidend auf 
die Motivation zur Stimmabgabe aus. 

Junge Menschen zeigen höheres Vertrauen 
in politische Institutionen als Ältere

Neben der als vielfach gering wahrgenommenen Out-
put-Legitimität fällt auch die Input-Legitimität (siehe 
Infobox „Input-Legitimität“), also die Frage danach, wer 
an politischen Entscheidungsprozessen beteiligt ist und 
wie diese Beteiligung erfolgt, sowohl in den quantitati-
ven Daten als auch in den Fokusgruppen häufig gering 
aus. 

Input-Legitimität

Bezeichnet die Frage, wer an politischen Ent-
scheidungsprozessen beteiligt ist und wie diese 
Beteiligung gestaltet wird. Sie bemisst sich 
daran, in welchem Maße Bürger:innen die Mög-
lichkeit haben, sich direkt oder indirekt über 
gewählte Vertreter:innen in politische Entschei-
dungen einzubringen und gehört zu werden 
(Scharpf 1999; Strebel, Kübler und Marcinkow-
ski 2019). Input-Legitimität lässt sich als Aus-
druck von „government by the people“ verste-
hen und steht in direktem Zusammenhang mit 
dem Vertrauen in politische Institutionen (Van 
der Meer 2017).

Am Beispiel des Vertrauens der Bürger:innen in zen-
trale politische Institutionen, hier in den Bundestag, 
lässt sich der Zusammenhang zwischen Vertrauen und 
Wahlverhalten gut verdeutlichen (siehe Abbildung 14). 
Grundsätzlich gilt: Wer dem Bundestag stärker ver-
traut, geht mit höherer Wahrscheinlichkeit wählen. 
Politisches Vertrauen gehört zu den stärksten Einfluss-
faktoren in der quantitativen Analyse.

„Die wollen, dass es [im Wahlkampf 2025] jetzt erstmal 
um alles geht, und was danach passiert, ist erstmal egal. So 
auffällig wie möglich sein und das sagen, was erstmal das 
Volk beschäftigt und was danach ist, dann mal gucken.“ 
	 Teilnehmerin (24), situativ wählend

Immer-Wählende
33,7 %

25,8 %

Situativ-Wählende
13,3 %

11,4 %

Nicht-Wählende
10,4 %

6,0 %

ABBILDUNG 14 Institutionenvertrauen – Bundestag 

18–29 30+

Anteile mit hohem Vertrauen in die Institution „Bundestag“ 
nach Wahlverhalten und Altersgruppe.

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Basis 
von Daten der German Longitudinal Election Study 
(GLES 2025) (n = 9.411).
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Auffällig ist, dass junge Menschen über alle Wahlgrup-
pen hinweg dem Bundestag tendenziell etwas mehr 
vertrauen als ältere, wenn auch insgesamt auf niedri-
gem Niveau. Dennoch wählen sie seltener. Hier wird 
das Zusammenspiel der verschiedenen Hürden sicht-
bar, die junge Menschen von der Stimmabgabe abhal-
ten: Trotz höheren Vertrauens führen andere Barrieren 
dazu, dass sie seltener wählen. Gerade darin liegt aber 
ein Potenzial: Ähnlich wie beim wahrgenommenen 
Unterschied zwischen unterschiedlichen Regierungs-
beteiligungen zeigt sich hier eine Chance, Vertrauen in 
politische Prozesse zu festigen und junge Menschen 
stärker zum Wählen zu motivieren, sofern die übrigen 
Hürden abgebaut werden.

In den Fokusgruppen zeigte sich, dass Input-Legitimität 
für viele Teilnehmer:innen eng mit Output-Legitimität 
verknüpft ist. Sie nehmen vor allem im Wahlkampf, auch 
bei der jüngsten Bundestagswahl, große Versprechun-
gen wahr, die anschließend nicht eingehalten werden. 
Dies wirkt sich negativ auf die Input-Legitimität aus, 
insbesondere in Bezug auf das Vertrauen in politische 
Institutionen und Akteur:innen – was auch die Abwä-
gung beeinflusst, die eigene Stimme abzugeben. 

Junge Menschen sind politisch interessiert, 
entscheiden aber situativ über ihre Wahlbe-
teiligung

Neben der Input- und Output-Legitimität bedingt 
auch das grundsätzliche politische Interesse die 
Wahlabsicht. Lange hielt sich der Mythos, dass junge 
Menschen in Deutschland weniger stark an Politik 
interessiert seien als ältere Altersgruppen. Ein Blick auf 
den GLES-Datensatz vom Ende des Jahres 2024 wi-
derlegt diesen Mythos – wie viele andere Studien aus 
der jüngeren Vergangenheit (McDonnell et al. 2024; 
Albert et al. 2024; Yurttagüler und Pultar 2023) – je-
doch eindeutig: Wie in Abbildung 15 dargestellt, ist 
im direkten Altersvergleich der Anteil derjenigen, die 
sich „sehr stark“ oder „stark“ für Politik interessieren, 
bei den 18- bis 29-Jährigen mit 55,8 Prozent gegen-
über den 54,9 Prozent der über 30-Jährigen, die sich 
„stark“ interessieren, höher. Noch deutlicher fällt der 
Unterschied bei den Situativ-Wählenden aus, was 
einen besonders relevanten Ansatzpunkt zur langfris-
tigen Wahlteilnahme darstellen kann – doch gleich-
zeitig auch die Ausgangsfrage der Studie unterstreicht: 
Während hier 40,1 Prozent der 18- bis 29-Jährigen ein 

starkes Interesse aufweisen, sind es unter den über 
30-Jährigen 28,2 Prozent. Lediglich unter den Nicht-
Wählenden liegen die Werte für starkes Interesse bei 
der älteren Vergleichsgruppe höher (11,1 % vs. 9,7 %). 
Da das politische Interesse – wie zu erwarten – auf in-
dividueller Ebene einer der stärksten Einflussfaktoren 
der statistischen Analyse auf die Wahlbeteiligungsab-
sicht ist, zeigt sich hier ein deutliches Potenzial für die 
Demokratie: Junge unentschlossene Menschen zeigen 
sich als deutlich interessierter als ältere Situativ-Wäh-
lende. Kann diese Gruppe gezielt adressiert und so das 
grundsätzliche Interesse – zunächst unabhängig zu 
den Beurteilungen der konkreten politischen Entschei-
dungen – gestärkt werden, können diese Menschen 
langfristig für Wahlen gewonnen werden. 

Der Zusammenhang zwischen politischem Interes-
se und der Wahlbeteiligungsabsicht wurde auch an 
vielen Stellen in den Fokusgruppen sehr deutlich. Für 
jene, die sich stärker für Politik interessierten, war die 
Teilnahme an Wahlen selbstverständlich. Einige der Fo-
kusgruppenteilnehmer:innen begründeten die Nicht-
teilnahme an der Bundestagswahl 2025 wiederum mit 
einem geringen politischen Interesse, oft in Verbindung 
mit der subjektiven geringen Relevanz von Politik für 
das eigene Leben, wie das folgende Zitat aus den Dis-
kussionen illustriert:

Immer-Wählende
55,8 %
54,9 %

Situativ-Wählende
40,1 %

28,2 %

Nicht-Wählende
9,7 %
11,1 %

ABBILDUNG 15 Politisches Interesse

18–29 30+

Anteile mit starkem Interesse für Politik 
nach Wahlverhalten und Altersgruppe.

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Basis 
von Daten der German Longitudinal Election Study 
(GLES 2025) (n = 9.420).
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 „Ich habe mich mit Politik eigentlich nicht beschäftigt, ich 
habe da nicht so viel, was mir wichtig ist. Vieles betrifft 
mich auch einfach nicht, deswegen habe ich mich nie 
richtig dafür interessiert.“ 
	 Teilnehmer (23), situativ wählend

Die Einstellung zu Wahlen bzw. die Wahlbeteiligungs-
absicht insbesondere bei vielen jungen Menschen 
ist volatil, da der Wahlgang in dieser Altersgruppe 
aufgrund der geringen Möglichkeit, an Wahlen teilzu-
nehmen, noch nicht habitualisiert werden konnte. Vor 
diesem Hintergrund scheint es umso wichtiger, junge 
Menschen schon bei den ersten Wahlen für die Demo-
kratie zu gewinnen. 

Potenzial, Wählen zur Routine zu machen, 
bei jungen Menschen größer

Eng verbunden mit dem politischen Interesse ist die 
Wahrnehmung einer Wahlnorm. Diese wurde im GLES-
Datensatz anhand der Aussage „In der Demokratie ist 
es die Pflicht jedes Bürgers, sich regelmäßig an Wahlen 
zu beteiligen.” auf einer fünfstufigen Skala (1 = „stimme 
überhaupt nicht zu“, 5 = „stimme voll und ganz zu“) 
abgefragt (GLES 2025). In der statistischen Analyse 
zeigt sich, dass die Einstellungen zur Wahlnorm zu den 
stärksten statistischen Effekten auf das Wahlverhalten 
zählen. 

Die Daten in Abbildung 16 verdeutlichen mehrere zen-
trale Muster in Bezug auf die Wahrnehmung der Wahl-
norm: Erstens verspüren Menschen, die bisher immer 
gewählt haben, – unabhängig vom Alter – das stärkste 
Gefühl, wählen zu müssen. Die Wahlroutine wirkt hier 
als klarer sozialer und normativer Leitfaden. Zweitens 
zeigt sich bei den jungen regelmäßigen Wähler:innen 
jedoch ein etwas geringerer Grad an Habitualisierung. 
Dies liegt unter anderem daran, dass sie bisher noch 

nicht an so vielen Wahlen teilnehmen konnten, wie 
ältere Wähler:innen, wodurch sich die Wahlroutine erst 
langsam ausbildet. Drittens fällt auf, dass junge Nicht-
wähler:innen überraschenderweise ein etwas stärkeres 
Gefühl der Wahlnorm haben als die über 30-Jährigen. 
Junge Nichtwähler:innen sollten also leichter zum 
Wählen zu bewegen sein als Ältere. Zudem zeigt die 
Forschung, dass sowohl Wahlbeteiligung als auch 
Nichtteilnahme habitualisiert werden können (Harmon-
Jones und Harmon-Jones 2002). Daraus ergibt sich ein 
großes Potenzial: Werden junge Menschen frühzeitig 
angesprochen und in politische Prozesse eingebunden, 
können positive Wahlgewohnheiten entstehen, die 
ihre langfristige Partizipation stärken. Die Förderung 
von Eigeninitiative, Vertrauen in politische Institutio-
nen und die Sichtbarkeit, dass Wählen Wirkung zeigt, 
unterstützt junge Menschen darin, sich dauerhaft als 
aktive Teilnehmer:innen der Demokratie zu verstehen. 

Die Fokusgruppen bestätigen die Ergebnisse der quan-
titativen Daten: Für viele – insbesondere politikinte
ressierte junge Menschen – gilt Wählen im Sinne eines 
„no brainers“ als Selbstverständlichkeit. Sozialisations-
erfahrungen in Bildungseinrichtungen und insbeson-
dere familiäre Prägungen tragen sowohl positiv als 
auch negativ dazu bei, dass Wählen als Bürgerpflicht 
verstanden wird: 

„Mein Vater würde jetzt ganz ehrlich sagen ‚Ich gehe nicht 
wählen, weil es wird sich eh nie was dran ändern.‘“ 
	 Teilnehmer (24), situativ wählend

Die allermeisten Teilnehmer:innen – auch jene, die 
situativ oder grundsätzlich nicht wählen – betonen, 
dass sie Wahlen grundsätzlich für wichtig erachten. 
In den Diskussionen zeigt sich also eine breite, wenn 
auch teils diffuse Zustimmung zum Prinzip der Wahl. 
Gerade die Nicht-Wählenden bzw. Situativ-Wählen-
den trennen in ihrer Argumentation diese Zustimmung 

1,0 1,5 2,0 2,5 3,0 3,5 4,0 4,5 5,0

ABBILDUNG 16 Empfundene Wahlnorm

30+ 18–29 Konfidenzintervall 18–29

Abfrage Wahlnorm: „Geben Sie bitte zu jeder Aussage an, inwieweit Sie ihr zustimmen oder nicht: In der Demokratie ist es die Pflicht jedes Bürgers, 
sich regelmäßig an Wahlen zu beteiligen.“ (1 = stimme überhaupt nicht zu bis 5 = stimme voll und ganz zu)

Quelle: Mittelwerte nach Wahlverhalten und Altersgruppe (n = 9.410); eigene Darstellung und 
Berechnung auf Basis von Daten der German Longitudinal Election Study (GLES 2025).
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jedoch vom eigenen Handeln. Wie die folgenden Zitate 
zeigen, begründen sie die Nichtteilnahme konkret mit 
der als unpassend wahrgenommenen Angebotsseite 
der Parteien, mangelndem Vertrauen und fehlender 
Input-Legitimität.

 „Grundsätzlich finde ich Wahlen mit das Wichtigste, was 
wir als Staat haben, also das Grundprinzip der Demokra-
tie. Ich möchte nicht in einem anderen System leben. Ich 
kann aber auch jede Person verstehen, die nicht wählt, 
weil das eben gerade auch Menschen sind, die das Ver-
trauen in die Politik verloren haben […], weil man einfach 
nicht das Gefühl hat, dass die Politik wirklich was für 
einen macht.“ 
	  Teilnehmerin (22), situativ wählend

Vielfachkrisen und zunehmende Polarisie-
rung können demotivieren

Die Fokusgruppen verdeutlichen zudem, dass sich die 
hohe Krisenbelastung im Vorfeld der Bundestagswahl 
2025 bei vielen jungen Menschen stark auf deren poli-
tische Einstellungen und die Wahlabsicht ausgewirkt 
hat (siehe auch hierzu Abbildung 3 „Junge Menschen 
in Zahlen“ in Kapitel 1). Einerseits kann diese Wahr-
nehmung politischer Dringlichkeit angesichts vielfacher 
Krisen und Polarisierung mobilisieren, andererseits 
besteht die Gefahr einer Entpolitisierung (Hagemeyer, 
Faltas und Faus 2023). So beschrieben viele Teilneh-
mer:innen der Fokusgruppen, dass gerade der Bundes-
tagswahlkampf 2025 durch die wahrgenommene star-
ke Polarisierung und die dauerhafte Präsenz politischer 
Themen eine ständige Auseinandersetzung erforderte. 
Politik wurde zur Alltagskonstante – in sozialen Me-
dien, in der Familie, im Freundeskreis.

„Manchen geht es [politische Krisen] ja auch einfach nur 
auf die Nerven. Irgendwann will man am liebsten gar 
nichts mehr darüber hören.“ 
	 Teilnehmer (24), nicht wählend 

Gerade unter weniger politikaffinen jungen Menschen 
kann Social Media die Distanz verstärken: Für sie war 
die allgegenwärtige politische Kommunikation häufig 
eine emotionale Belastung. Die Überforderung geht 
zunehmend weniger auf die inhaltliche Komplexität 
zurück, sondern auf den Tonfall der Kommunikation: 
auf Emotionalisierung, Daueraufgeregtheit und Krisen-

rhetorik. Politik wurde vielfach als konflikthaft, wenig 
lösungsorientiert und vom eigenen Alltag entfernt 
erlebt. 

„Ich denke auch, dass viele Menschen nicht so informiert 
sind […] und auch aktiv fernbleiben von dem Ganzen, von 
der Politik. Aktiv fernbleiben, vielleicht weil es gerade so 
extrem auseinandergeht, in die linke und rechte Richtung 
[…]“ 
	 Teilnehmer (20), immer wählend 

Viele Teilnehmer:innen der Fokusgruppen berichteten 
von einem starken Bedürfnis, sich zeitweise von der 
politischen Informationsflut aufgrund der negativen 
Entwicklungen oder auch der stark zugenommenen 
Polarisierung zu distanzieren. Das aktive Fernbleiben 
von politischen Themen wurde vielfach als Schutzme-
chanismus beschrieben, um Überforderung und Frus-
tration zu vermeiden, und geht weit über die Wahr-
nehmung des Bundestagswahlkampfs und das Werben 
politischer Parteien hinaus. Diskussionen nahmen so 
großen Raum ein, dass selbst engagierte Personen den 
Wunsch nach Rückzug äußerten: 

„Ich muss auch sagen, jetzt in meinen Semesterferien wäre 
ich auch ganz froh, da mal Abstand nehmen zu können – 
einfach mal wieder zu gucken, was ich so über die Themen 
denke und nicht, was alle um mich herum denken.“ 
	 Teilnehmerin (21), immer wählend 

Neben diesem zentralen Befund formulieren insbeson-
dere diejenigen jungen Menschen, denen die Wahlent-
scheidung schwerfiel, ein stark mobilisierendes Motiv, 
das erheblich mit einer wahrgenommenen gesell-
schaftlichen Polarisierung zusammenhängt: die Verhin-
derung eines hohen AfD-Ergebnisses. Ereignisse wie 
die Demonstrationen nach dem „Fall der Brandmauer“ 
und die wahrgenommene Polarisierung führten zu 
einem Eindruck von Richtungswahl und hoher persön-
licher Verantwortung bei der Entscheidung: 

„Spaltung ist relativ selbsterklärend […] es gibt nur noch 
links oder rechts. Die Mitte stirbt so ein bisschen aus.“ 
	 Teilnehmer (27), immer wählend
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Einige Teilnehmer:innen betonten, sie hätten ihre 
Stimme gezielt genutzt, um Einfluss auf das Ergebnis 
anderer Parteien zu nehmen. Hier wird deutlich, dass 
die Stimmabgabe teilweise weniger aus inhaltlicher Zu-
stimmung, sondern aus strategischem Kalkül und dem 
Bedürfnis nach Schadensbegrenzung resultierte. 

„Wenn sonst eine Partei [die AfD] kommt, die man gar 
nicht will […].“  
	 Teilnehmerin (28), situativ wählend

Die Ergebnisse zeigen, dass junge Menschen ihre 
Wahlentscheidung stark von der erwünschten Wirkung 
und der wahrgenommenen Glaubwürdigkeit politischer 
Entscheidungen abhängig machen: Eine geringe Out-
put-Legitimität, also der Eindruck, dass Politik keine 
spürbaren Verbesserungen im Alltag liefert, führt zu 
Frustration und sinkender Wahlmotivation, gerade bei 
zentralen Themen wie Lebenshaltungskosten, Wohnen, 

Bildung oder Klimapolitik. Obwohl junge Menschen 
politisch interessiert sind und im Vergleich zu Älteren 
sogar etwas mehr Vertrauen in politische Institutio-
nen aufweisen, entscheiden viele situativer über ihre 
Wahlteilnahme, da ihnen Erfahrung mit politischen 
Prozessen fehlt und Wahlversprechen häufig als nicht 
eingelöst wahrgenommen werden. Gleichzeitig zeigt 
sich ein ambivalentes Verhältnis zur politischen Kom-
munikation: Während Krisen und Polarisierung einer-
seits mobilisieren können, erzeugen sie andererseits 
Überforderung, Rückzugstendenzen und Vertrauens-
verlust. Insgesamt wird deutlich, dass Wahlmotivation 
bei jungen Menschen dann entsteht, wenn Beteiligung 
als sinnvoll erscheint und Wahlgewohnheiten sich früh 
ausbilden können, was politische Responsivität, klare 
politische Angebote und unterstützende Sozialisations-
erfahrungen voraussetzt. 
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ABBILDUNG 17 Handlungsempfehlungen – Motivation fördern

Quelle: eigene Darstellung.

Themen junger Menschen sichtbar priorisieren1

Wer?

Wirkmechanismus und Evidenz

Darauf kommt es an!

Was tun?

Jugendthemen (z. B. Wohnen, Bildung) 
spielen in politischen Debatten oft eine 
Nebenrolle. Junge Menschen nehmen 
wahr, dass ihre Anliegen zwar gehört, 
aber nicht priorisiert werden. Ziel ist, 
Jugendthemen sichtbar auf die politische 
Agenda zu setzen und ihre Relevanz in 
Entscheidungsprozessen systematisch zu 
erhöhen. Mögliche Ansatzpunkte:

Den bestehenden Jugend-Check    
stärken und bekannter machen

Einrichtung eines jährlichen 
Jugend-Themenberichts als Pflichtdo-
kument für Regierung in Ergänzung 
zum Kinder- und Jugendbericht der 
Bundesregierung

Werden Jugendthemen auf höchster politischer Ebene behandelt, signalisiert das ihre gesellschaftliche 
Relevanz und stärkt das Vertrauen junger Menschen in die Wirksamkeit politischer Prozesse. Als positive 
Auswirkung wächst das Gefühl, Einfluss zu haben und die Wahlteilnahme wird wahrscheinlicher. 

Bundespolitik, insbesondere Bundesministerium für Bildung, Familien, Senioren, Frauen und Jugend

Vermeidung einer lediglich symbolischen Bezugnahme ohne tatsächliche Umsetzung

Wahrgenommene Relevanz eigener Themen erhöht Wahlabsicht signifikant 
(Abbildung 19)

Thematische Repräsentation von Jugendanliegen steigert politisches Vertrauen (OECD 2024)

Sicherstellung, wie politische Aufmerksamkeit für Jugendthemen messbar gemacht wird

Wahlalter bundesweit senken und Wahlen stärker schulisch begleiten2

Wer?

Wirkmechanismus und Evidenz

Darauf kommt es an!

Was tun?

Junge Menschen entwickeln Wahlmoti-
vation, wenn politische Teilhabe früh 
erlernt und als selbstverständlich 
erfahren wird. Eine substanzielle 
Senkung des Wahlalters – insbesondere 
auf Bundesebene (z. B. auf 16 oder auch 
14 Jahre) – schafft Gelegenheiten, 
demokratische Teilhabe bereits im 
Schulkontext zu verankern. Durch 
begleitende Unterrichtseinheiten, 
Projektwochen oder Probewahlen wird 
Wählen zur gelebten Erfahrung.

Frühe Wahlteilnahme fördert Habituation – Wählen wird zur Routine. Durch schulische Begleitung 
entsteht Wissen und Bindung an demokratische Prozesse, was Motivation und langfristige Partizipation 
stärkt.

Bundespolitik, sowie Bildungsministerkonferenz

Vermeidung/Behebung eines eines deutschlandweiten Flickenteppichs 
infolge föderaler Zuständigkeiten

Wahlbeteiligung steigt mit politischem Interesse und sozialer Einbettung (Abbildung 15) 

Internationale Befunde zeigen, dass Wahlalter 16 zu stabilerer Wahlbeteiligung über 
Lebensverlauf führt (Eichhorn und Bergh 2019; Eichhorn und Hübner 2023; Vehrkamp, 
Im Winkel und Konzelmann 2015)

Sicherstellung schulischer Begleitung entsprechend dem Beutelsbacher Konsens

Informationscharakter sozialer Medien stärken3

Wer?

Wirkmechanismus und Evidenz

Darauf kommt es an!

Was tun?

Soziale Medien prägen die politische 
Meinungsbildung junger Menschen, 
bergen aber Risiken wie Polarisierung, 
Desinformation und politische 
Ermüdung. Ziel ist es, die Informations-
qualität zu erhöhen, Debatten zu 
versachlichen und digitale Räume für 
demokratische Teilhabe zu nutzen. 
Mögliche Formate:

Kooperationen mit Plattformen zur 
Kennzeichnung und Priorisierung 
verlässlicher Informationsquellen

Ausbau von Fact-Checking-Partner-
schaften und Content-Kampagnen 
mit Influencer:innen

Weniger polarisierende, faktenbasierte Inhalte können Vertrauen in Politik erhöhen und Frustration 
senken. Eine konstruktive Online-Kommunikation kann demokratische Diskursfähigkeit stärken und 
Rückzugstendenzen senken.

Bund, Länder, Kommunen in Kooperation mit Social-Media-Plattformen, Medienanstalten und 
zivilgesellschaftlichen Akteur:innen

Verständnis über die Bedeutung von Algorithmen und Plattformlogiken stärken 

Stärkung der Transparenz von Algorithmen (u. a. Regulierungsansätze für digitale Konzerne) 

Social Media ist Hauptinformationsquelle für 18- bis 29-Jährige (Weiser et al. 2025)

Wahrgenommene Polarisierung senkt politische Motivation und Wahlabsicht (Vodafone-Stiftung 2025)
Plattformkooperationen zur Qualitätssicherung erhöhen Vertrauen in öffentliche Kommunikation 
(OECD 2021)
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3.4 Resonanzhürde:  
„Wirkt mein Wählen?“
Die letzte Hürde, die sich jungen Menschen auf dem 
Weg zur Wahlurne stellt, ist die Wirkungshürde: „Wirkt 
mein Wählen?“. Fühlen junge Menschen sich von der 
Politik nicht gehört oder nur unzureichend vertreten – 
sei es durch die ihre Lebensrealität prägenden The-
men, aber auch durch junge Menschen in politischen 
Ämtern – so verringert dies die Wahrscheinlichkeit, 
dass sie zur Wahl gehen, deutlich. Zentral sind hier also 
neben der Berücksichtigung der politischen Interessen 
junger Menschen auch die Responsivität von Politi-
ker:innen und Parteien sowie die Entwicklung von ex-
terner politischer Selbstwirksamkeit junger Menschen. 
Der Fokus bei dieser Hürde liegt daher vor allem auf 
strukturellen Teilhabehindernissen für junge Menschen 
als demografische Gruppe: Individuelle Ressourcen 
sind hier weniger ausschlaggebend als bei den bis-
herigen Hürden. Um diese Hürde abzubauen, braucht 
es Politik, die junge Menschen gezielt, vielfältig und 
glaubwürdig einbezieht – durch Formate, die an ihrer 
Lebensrealität anknüpfen, ihre Perspektiven sichtbar 
machen und ihre Repräsentation in Politik, Medien und 
Zivilgesellschaft stärken.

Die mangelnde Repräsentation und geringe 
Berücksichtigung ihrer politischen Interessen 
demotiviert junge Menschen 

Viele junge Menschen verfügen über ein stark aus-
geprägtes Bedürfnis nach externer Selbstwirksamkeit, 
also dem Gefühl, dass ihre Stimme politisch zählt, 
Resonanz findet und ihre Beteiligung tatsächlich etwas 
bewirken kann. Ihnen geht es dabei nicht nur um 
politische Ergebnisse im Sinne von Output-Legitimi-
tät, sondern auch um echte Einflussmöglichkeiten auf 
Entscheidungsprozesse (siehe Infobox unten „Externe 
politische Selbstwirksamkeit“). 

Externe politische Selbstwirksamkeit 

Bezeichnet das Gefühl, mit der eigenen Stim-
me tatsächlich Einfluss auf politische Prozes-
se nehmen zu können. Sie misst, inwieweit 
Individuen davon ausgehen, dass politische 
Institutionen auf ihre Anliegen reagieren und 
Bürgerbeteiligung Wirkung zeigt. Anders als 
die interne politische Selbstwirksamkeit, die 
die eigene Kompetenz zur Nutzung politischer 
Kanäle betont, fokussiert die externe Dimension 
die Wahrnehmung institutioneller Responsivität 
(Pollock 1983; Geurkink et al. 2019).

ABBILDUNG 18 Persona „Resonanzhürde“

Quelle: eigene Darstellung.

Bei den Personas handelt es sich um fiktive Fallbeispiele, die zwar auf Mustern aus den Fokusgruppen basieren, jedoch keiner realen Person entsprechen. Das angeführte 
Zitat stammt von einer Fokusgruppen-Teilnehmerin (20), situativ wählend. Es dient dazu, die Persona zu veranschaulichen, ohne sie als reale Einzelperson darzustellen.

Kevin (20) – Mediengestalter in einer Kleinstadt in Mecklenburg-Vorpommern

Kevin sieht täglich politische Inhalte auf TikTok und 
Instagram – er hat aber Zweifel, dass Politiker:innen 
wirklich zuhören. Er versteht grundsätzlich politi-
sche Prozesse und hat auch ein Umfeld in dem 
regelmäßig zur Wahl gegangen wird. Für ihn sind 
junge Menschen im Wahlkampf zwar sichtbar, aber 
ihre Themen verschwinden nach der Wahl wieder. 

Ich finde, junge Leute werden angespro-
chen, aber nicht vertreten, wir kriegen das 
mit, viel Social Media ist auf junge Wähler 
eingegangen […] aber wir werden nicht 
richtig vertreten. Es geht halt viel um die 
Interessen von denen, die Politik richtig 
vertreten, und nicht um uns.
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Im Hinblick auf die externe politische Selbstwirksam-
keit zeigen die quantitativen Daten ein ambivalentes, 
aber aufschlussreiches Bild. Über alle Gruppen der 
Wahlabsicht hinweg bewerten 18- bis 29-Jährige die 
Responsivität der Politik deutlich positiver als Men-
schen über 30. Junge Menschen haben somit eher das 
Gefühl, dass Politiker:innen zuhören und den Kontakt 
zur Bevölkerung suchen. Dieses Muster fügt sich in 
das zuvor beschriebene Gesamtbild eines höheren 
politischen Optimismus ein, der mit dem Prozess des 
„Ankommens“ im politischen System zusammenhängt. 
Dies bedeutet aber nicht, dass junge Menschen hier 
keine notwendigen Verbesserungen wünschen. Viele 
sehen hier Defizite, allerdings weniger stark, als dies 
bei älteren Gruppen der Fall ist. 

So zeigt sich, dass selbst junge Nichtwähler:innen 
(Mittelwert 2,20) die Responsivität der Politik höher 
einschätzen als über 30-Jährige, die bislang immer ge-
wählt haben (Mittelwert 1,95). Das bedeutet: Politi-
sche Entfremdung im Sinne fehlender Responsivität ist 
bei jungen Nichtwähler:innen weit weniger ausgeprägt 
als bei älteren – ihre Nichtteilnahme resultiert also 
nicht primär aus einem besonders starken Misstrauen 
gegenüber politischer Responsivität.

Hieraus lässt sich ein klarer politischer Handlungsauf-
trag ableiten: Parteien und politische Akteur:innen 
sollten junge Menschen, insbesondere jene, die bislang 
nicht oder nur situativ wählen, gezielt adressieren und 
ernsthaft einbeziehen. Denn ein moderat ausgepräg-
tes Grundvertrauen und ein gewisser Optimismus 
sind Ressourcen, die verloren gehen können: Werden 
Erwartungen an Responsivität enttäuscht, schlägt 
anfänglicher Optimismus schnell in Frustration um. 
Dieser Befund ist also keine Entwarnung, sondern 
zeigt ein Gelegenheitsfenster, das es zu nutzen gilt, be-
vor Enttäuschung einsetzt und sich politische Distanz 
verfestigt. 

Auch die Befunde in den Fokusgruppen deuten in eine 
ähnliche Richtung. Im Einklang mit den statistischen 
Befunden zur externen politischen Selbstwirksam-
keit äußern sich viele Teilnehmer:innen grundsätzlich 
positiv zu den Möglichkeiten, politische Interessen zu 
artikulieren, und sehen per se keinen Mangel an Be-
teiligungsoptionen. Dies gilt teilweise sogar auch für 
weniger wahlaffine Teilnehmer:innen. Vielmehr sehen 
die meisten die Verantwortung auch bei sich selbst: Sie 
müssten Interesse an politischen Fragen entwickeln 
und Eigeninitiative zeigen. Dieses starke Bewusstsein 
individueller Verantwortung steht in einem deutlichen 
Spannungsverhältnis zu den Erwartungen, die junge 
Menschen an politische Akteur:innen richten. Während 
sie sich selbst oft einen hohen Grad an Eigeninitiative 
und Engagement zuschreiben, sehen sie aufseiten der 
Politik einen ebenso zwingenden Handlungsauftrag: 
Die politischen Institutionen müssten glaubwürdige 
und wirksame Maßnahmen ergreifen, die Beteiligung 
nicht nur ermöglichen, sondern aktiv fördern und 
die Stimmen junger Menschen ernsthaft aufnehmen. 
Dieser Anspruch entsteht aus der Wahrnehmung, dass 
Engagement allein ohne responsive und transparen-
te Strukturen nur begrenzte Wirkung entfaltet – ein 
Punkt, der den jungen Teilnehmer:innen besonders 
wichtig ist: 

„Als junger Mensch gibt es keine echte Möglichkeit, sich 
in der Politik zu beteiligen – das ist für mich eine Ausrede 
und nicht richtig. Ich bin der Meinung, man hat die Mög-
lichkeit, sich zu engagieren. Wie sinnvoll ich das mache, ist 
eine andere Frage, aber die Möglichkeit gibt es. Und ob ich 
mich für eine Partei engagiere oder einfach nur privat mit 
Politik beschäftige oder mich engagiere, in Runden meine 
Meinung kundtue, auf Demonstrationen oder im Inter-
net – die Möglichkeit gibt es, und die gibt es in Massen.“ 
	 Teilnehmer (24), situativ wählend 

ABBILDUNG 19 Externe politische Selbstwirksamkeit

30+ 18–29 Konfidenzintervall 18–29

Abfrage der externen politischen Selbstwirksamkeit anhand zweier Statements, die zur Analyse in einem Index zusammengefasst wurden: 
„Die Politiker kümmern sich darum, was einfache Leute denken.“ und „Die Politiker bemühen sich um einen engen Kontakt zur Bevölkerung.“ 
(1 = stimme überhaupt nicht zu bis 5 = stimme voll und ganz zu).

Quelle: Mittelwerte nach Wahlverhalten und Altersgruppe (n = 9.398); eigene Darstellung und 
Berechnung auf Basis von Daten der German Longitudinal Election Study (GLES 2025).
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Manche Teilnehmer:innen sehen in Social Media sogar 
eine Chance, wirksam zu werden und sich stärker 
Gehör zu verschaffen. Aufgrund ihrer größeren Ver-
trautheit mit digitalen Plattformen wähnen sie sich bei 
politischen Beteiligungsmöglichkeiten sogar im Vorteil 
gegenüber älteren Bevölkerungsgruppen:

„Sie [die Älteren] haben auch langsam gecheckt, dass wir 
Jungen auch ein Mitspracherecht haben. Wir haben eine 
laute Stimme, weil wir wissen, wie man mit Social Media 
umgeht und bspw. 50, 55 Jahre alte Menschen wissen das 
vielleicht nicht so gut. Und dadurch haben wir auch eine 
größere Strahlkraft und die Stimme wird lauter, obwohl 
wir vielleicht weniger sind.“ 
	 Teilnehmerin (20), situativ wählend 

Zugleich äußern viele Teilnehmer:innen deutliche 
Zweifel, ob ihr Engagement tatsächlich etwas bewir-
ken kann, und verweisen dabei auch auf strukturelle 
Machtasymmetrien zwischen den Generationen. 

„‚Seid leise, wenn die Erwachsenen reden‘, wird auch in 
der Politik durchgezogen, dass junge Menschen in der 
Politik kein Rederecht haben. ‚Ihr habt ja noch gar nichts 
erreicht, lebt erstmal. Wenn Ihr in meinem Alter seid.‘ Und 
ich glaube da liegt noch der Hund begraben, dass ältere 
Menschen von sich denken, sie haben die Weisheit mit 
einem Löffel zu sich genommen.“ 
	 Teilnehmer (20), situativ wählend 

Insgesamt verdeutlichen die quantitativen und quali-
tativen Befunde, dass externe politische Selbstwirk-
samkeit für junge Menschen eine ambivalente, aber zu-
gleich zentrale Ressource darstellt. Einerseits bringen 
viele junge Menschen ein grundsätzliches Vertrauen 
bzw. „Vorschusslorbeeren“ in die Responsivität politi-
scher Institutionen mit und sehen Möglichkeiten, ihre 
Interessen zu artikulieren, insbesondere über digitale 
Kanäle. Andererseits bestehen strukturelle Defizite: 
Trotz positiver Grundhaltung werden ihre Stimmen 
häufig nicht ernsthaft in Entscheidungsprozesse 
integriert und private oder institutionelle Herausforde-
rungen können selbst engagierte junge Menschen zu 
pragmatischem Rückzug bewegen. 

Die Daten machen deutlich, dass das Optimismuspoten-
zial in Verbindung mit dem First-Time Voter Boost (siehe 
Infobox unten „First-Time Voter Boost“) junger Men-
schen und ihr Vertrauen in das politische System nicht 
automatisch zu kontinuierlicher Partizipation führen. 

First-Time Voter Boost 

Bezeichnet den mobilisierenden Effekt bei der 
ersten Wahlteilnahme junger Menschen, also 
die Erfahrung, endlich selbst eine Stimme abge-
ben zu können. Empirisch zeigen Erstwähler:in-
nen oft eine überdurchschnittlich hohe Beteili-
gung, die in späteren Wahlen tendenziell leicht 
abnimmt. Die erste Wahlteilnahme ist zentral 
für positive Einstellungen gegenüber politischer 
Partizipation, stärkt das Selbstvertrauen im Um-
gang mit Wahlprozessen und festigt die eigene 
Identität als Wähler:in (Zeglovits und Aichholzer 
2014; Bhatti, Hansen und Wass 2016).

Vielmehr hängt nachhaltige Beteiligung davon ab, dass 
politische Akteur:innen glaubwürdige Mitbestimmung 
ermöglichen und Strukturen schaffen, in denen junge 
Stimmen nicht nur symbolisch, sondern faktisch gehört 
werden. Die Kombination aus moderatem Vertrauen, 
Optimismus und Eigeninitiative bietet eine wertvol-
le Chance: Wird sie gezielt adressiert, kann externe 
Selbstwirksamkeit verstärkt und politische Entfrem-
dung verhindert werden. Bleibt diese Chance unge-
nutzt, droht Frustration durch enttäuschte Erwartun-
gen. So kann die Distanz zu politischen Institutionen 
wachsen und sich verfestigen. Damit unterstreichen 
die Befunde den klaren Handlungsauftrag für Politik 
und Parteien: junge Menschen ernsthaft einbinden, 
Transparenz gewährleisten und Beteiligungsprozesse 
so gestalten, dass sie sichtbare Wirkung entfalten.
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Politische Inszenierung vs. Mitgestaltung: 
junge Menschen zwischen Einfluss und  
Enttäuschung

Dieses Potenzial junger Menschen hinsichtlich ihrer 
politischen Selbstwirksamkeit steht allerdings im Kon
trast zur Wahrnehmung vieler junger Menschen bezüg-
lich der Kommunikation politischer Parteien, vor allem 
im Bundestagswahlkampf 2025. Aktuelle Studien zur 
politischen Kommunikation in sozialen Medien – dem 
Medium, auf dem sich die meisten jungen Menschen 
politisch informieren – zeigen auf, dass auf Angriff (von 
Kritik bis Diffamierung) ausgerichtete Inhalte zwar 
Reichweite erhöhen, von jungen Menschen jedoch 
überwiegend als negativ bewertet werden (Weiser 
et al. 2025). Die Fokusgruppen spiegeln dieses Span-
nungsfeld deutlich wider: Je stärker die mediale Logik 
auf Aufmerksamkeit setzt, desto größer wird das Miss-
trauen in die Absichten der politischen Akteur:innen. 

Viele jungen Menschen nahmen den Wahlkampf we-
niger als Raum der Problemlösung, sondern als Bühne 
der Inszenierung wahr. Diese Diskrepanz zwischen 
Diskurs und Umsetzung verstärkt den Eindruck einer 
Politik, die von alltäglichen Realitäten entkoppelt ist. 
Besonders unentschlossene oder situative Wähler:in-
nen äußerten daher Erwartungen, die weniger ideo-
logisch als pragmatisch geprägt waren – etwa nach 
spürbarer Entlastung, mehr Sicherheit und Stabilität. 
Zwischen Parteien als Akteurinnen und „der Politik“ als 
System wurde dabei kaum unterschieden, was auf die 
Gefahr der institutionellen Entfremdung hinweist.

„Wenn es dann aber geschafft ist, der Bundestag geschaf-
fen ist, dass wir dann nur noch unten durch sind. Unser 
Vertrauen war da, jetzt ist es ihnen egal, weil sie haben 
ihren Platz und können machen, was sie wollen.“ 
	 Teilnehmer (24), nicht wählend

Diese Ambivalenz verweist auf ein wachsendes 
Spannungsverhältnis zwischen Selbstwirksamkeit und 
Ohnmachtserleben – zwischen dem Gefühl, mit der 
eigenen Stimme etwas bewegen zu können, und der 
Wahrnehmung, dass politische Prozesse sich dennoch 
kaum verändern. Viele formulierten daher Ernüchte-
rung über die Kluft zwischen Diskussion und Umset-
zung: 

„Dass die Themen viel besprochen wurden, aber irgendwie 
ist es zu keinem zufriedenstellenden Ergebnis gekommen, 
für mich zumindest.“ 
	 Teilnehmer (24), situativ wählend 

Die Wahrnehmung der politischen Kommunikation im 
Bundestagswahlkampf 2025 verstärkt die Ambivalenz 
in der externen Selbstwirksamkeit junger Menschen. 
Zwar sehen viele die Möglichkeit, Einfluss zu nehmen, 
gleichzeitig erleben sie den Wahlkampf aber als laut, 
polarisiert und wenig lösungsorientiert. Diese Diskre-
panz zwischen dem Anspruch, sich einzubringen, und 
der als ineffektiv wahrgenommenen politischen Praxis 
führt zu Misstrauen und Rückzugstendenzen, selbst 
bei politisch engagierten jungen Menschen. Besonders 
unentschlossene oder situative Wähler:innen reagieren 
darauf oft pragmatisch, indem sie ihre Erwartungen auf 
greifbare Wirkung und konkrete Problemlösungen aus-
richten. Analytisch zeigt sich: Das politische Potenzial 
junger Menschen lässt sich nur dann wirksam aktivie-
ren, wenn Parteien und Akteur:innen Gehör bieten 
und kontinuierlich relevante Inhalte aufbereiten und 
glaubwürdige, ergebnisorientierte Beteiligungsformate 
schaffen. Ohne solche Strukturen droht, dass Vertrau-
en und Optimismus in Enttäuschung und institutionelle 
Entfremdung umschlagen.
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ABBILDUNG 20 Handlungsempfehlungen – Resonanz erhöhen

Quelle: eigene Darstellung.

Interesse an Politik durch erfahrbare Formate stärken1

Wer?

Wirkmechanismus und Evidenz

Darauf kommt es an!

Was tun?

Junge Menschen interessieren sich für 
Politik, doch braucht es kontinuierliche, 
alltagsnahe Formate, um dieses Interesse 
zu festigen. Im Üben von Diskurs und 
Beteiligung ist die direkte Erfahrbarkeit 
anhand konkreter Themen (z. B. Wohnen) 
entscheidend. Mögliche Formate:

Themenworkshops zu „Mein Alltag & 
Politik“ mit Abgeordneten

Regelmäßige Jugend-Dialogformate 
(„Meet-up Politik“) in Schule, 
Jugendzentrum oder online 

Gamifizierte Angebote & interaktive 
Apps zu Politik- und Gesellschafts-
themen 

Gesteigertes politisches Interesse erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass junge Menschen sich als Teilneh-
mer:in des demokratischen Prozesses wahrnehmen. Wenn Politik für den eigenen Alltag relevant wird, 
steigt die Motivation. Dabei gilt es, für junge Menschen lebensnahe offline und online Formate zu fördern.

Bildungs- und Jugendpolitik auf allen Ebenen in Kooperation mit Bildungsträger:innen, 
Jugendorganisationen und Digitalpartner:innen

Keine bloße Informationsveranstaltung, sondern echter Beteiligungsraum 

In den letzten Jahren ist das politische Interesse unter 12- bis 25-Jährigen deutlich gestiegen 
(Albert et al. 2024)
Ein höheres politisches Interesse korreliert mit höherer Wahlabsicht (Rottach et al. 2025)
Ausbildungs- und Lebensweltbezug erleichtert Zugang zu Politikthemen 
(Deutsche Kinder- und Jugendstiftung 2025)

Zielgruppengerechte Ansprache, die die Vielfalt junger Menschen berücksichtigt

Politik auf Augenhöhe mit jungen Menschen machen2

Wer?

Wirkmechanismus und Evidenz

Darauf kommt es an!

Was tun?

Viele junge Menschen empfinden 
politische Kommunikation als wenig 
dialogorientiert und wünschen sich eine 
ehrliche, lösungsorientierte Ansprache 
auf Augenhöhe. Ziel ist ein Politikstil, der 
junge Menschen ernst nimmt, zuhört und 
auf Kritik reagiert. Mögliche Maßnahmen:

Dialogformate mit jungen Menschen 
außerhalb von Wahlkämpfen (z. B. 
Jugendsprechstunden, Townhalls – 
auch alles im digitalen Raum)
Kommunikationstraining zu 
jugendgerechter Ansprache auf 
Social-Media 
Entwicklung von Leitlinien für jugend-
gerechte, transparente Regierungs- 
und Parlamentskommunikation

Respektvolle Kommunikation und Responsivität schaffen Vertrauen und Nähe. Wenn junge Menschen 
erleben, dass ihre Anliegen ernst genommen und Rückmeldungen sichtbar werden, steigt ihre externe 
politische Selbstwirksamkeit. Ein dialogischer Politikstil stärkt Glaubwürdigkeit und reduziert Politikver-
drossenheit – dafür braucht es Räume.

Politische Akteur:innen (Institutionen, Parteien, Politiker:innen) auf allen politischen Ebenen

Balance des Erwartungskonflikts zwischen Authentizität, Parteidisziplin und algorithmischen Logiken

Responsivität politischer Akteur:innen korreliert signifikant mit Wahlabsicht (Abbildung 19) 

Dialogorientierte Politik steigert Beteiligung und institutionelles Vertrauen (OECD 2024)

Ausbau systematischer Feedbackmechanismen gegenüber jungen Zielgruppen

Institutionelle Vertretung junger Menschen stärken3

Wer?

Wirkmechanismus und Evidenz

Darauf kommt es an!

Was tun?

Junge Menschen sind politisch unter-
repräsentiert und ihre Perspektiven 
werden selten systematisch in 
Entscheidungsprozesse eingebunden. 
Ziel ist, dauerhafte Strukturen zur 
verbindlichen Repräsentation von 
Jugendinteressen zu schaffen. 
Mögliche Formate:

Einrichtung eines „Zukunftsrats 
junger Menschen“ am Bundestag 
(siehe auch El-Mafaalani, Kurtenbach 
und Strohmeier 2025), mit Stellung-
nahmebefugnis zu relevanten 
Gesetzesentwürfen 

Einsetzen von Jugendparlamenten mit 
Antwortpflicht politischer Institutionen 
(Roth und Stange 2020)

Verbindliche Strukturen sichern institutionelle Repräsentation. Wenn junge Menschen sehen, dass ihre 
Anliegen in offiziellen Gremien Gewicht haben, steigt ihr Vertrauen in Demokratie und ihre Bereitschaft, 
sich langfristig politisch zu engagieren. 

Institutionen und Parlament auf Bundes-, Landes-, Kommunalebene in Kooperation 
mit Jugendverbänden, Zivilgesellschaft und Wissenschaft

Rechtliche Verbindlichkeit für Berücksichtigung junger Perspektiven schaffen

Institutionalisierte Jugendvertretung korreliert mit höherem Vertrauen in Politik (OECD 2024)

Jugendparlamente und andere Formen der Beteiligung an Politik bieten Möglichkeit zur Erfahrung 
von externer Selbstwirksamkeit für junge Menschen (Deutscher Bundesjugendring 2022)

Symbolische Gremien und Prozesse ohne Einflussrechte vermeiden
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4. Zusammenfassung und Ausblick

Junge Menschen sind mit vielfältigen Hürden auf 
dem Weg zur Stimmabgabe konfrontiert. Viele dieser 
Hürden hängen mit dem Alter und den damit verbun-
denen Einstiegskosten zusammen. Einerseits erleben 
junge Menschen zwischen 18 und 29 Jahren oft große 
Umbrüche im Leben, beispielsweise durch Wohnort-
wechsel, Ausbildungs- oder Studienbeginn sowie die 
ersten Berufserfahrungen. Andererseits müssen sich 
Erst- und Zweitwähler:innen häufig noch mit politi-
schen Parteien, politischen Prozessen und den Forma-
litäten von Wahlen vertraut machen. Das eingangs an-
geführte Zitat „Ich gehe nicht wählen, weil – ich vertraue 
dem Ganzen da oben irgendwie nicht“ sowie einige der 
angeführten Daten, etwa zu politischem Interesse oder 
Parteiidentifikation, zeigen jedoch, dass viele Hürden 
nicht altersspezifisch sind und auch ältere Menschen 
betreffen. Die Analyse der Wahlhürden basiert auf 
einer quantitativen Sekundärdatenanalyse sowie auf 
der Auswertung eigens durchgeführter Fokusgrup-
pen. Dabei zeigt sich ein klares Muster: Die Mehrheit 
junger Menschen ist politisch interessiert, engagiert 
und informiert – dennoch liegt ihre Wahlbeteiligung 
etwas unter der älteren Generation. Diese Lücke ist in 
den letzten Jahren kleiner geworden – aber sie besteht 
fort. Allerdings nicht aufgrund mangelnden Interes-
ses oder Motivation: Viele junge Menschen möchten 
teilhaben, erkennen die Relevanz politischer Entschei-
dungen für ihr Leben und haben hohe Erwartungen 
an die Politik. Gleichzeitig begegnen ihnen komplexe 
Prozesse, sie haben eine gewisse Distanz zu politi-
schen Akteur:innen und deren Kommunikation sowie 
das Gefühl, wenig durch die Stimmabgabe bewirken zu 
können. Ausbleibende Wahlbeteiligung liegt nicht am 
Desinteresse junger Menschen, sondern an vier auf-
einander aufbauenden Hürden: Zugang, Kompetenz, 
Motivation und Resonanz, die viele junge Menschen 
von der Wahl abhalten.

Diese Hürden sollen nicht als individuelle Defizite 
verstanden werden, sondern spiegeln unterschiedliche 
Startbedingungen wider und sind als strukturelle He-
rausforderungen zu sehen, die durch politisches Han-
deln reduziert und abgebaut werden können. Unsere 
Handlungsempfehlungen zeigen Schritte auf, um diese 

Hürden abzubauen. Sie bilden eine umsetzbare Agenda 
auf allen politischen Ebenen:

1. �Zugang erleichtern – durch verständliche Wahlinfor-
mationen, niedrigschwellige Verfahren, Abbau von 
Ungleichheiten und mehr Transparenz.

2. �Kompetenz stärken – durch verbindliche politische 
Bildung, Medienkompetenz und Räume für respekt-
vollen Austausch.

3. �Motivation fördern – durch frühe Erfahrungen mit 
politischer Beteiligung (z. B. Wahlalter senken, schu-
lische Begleitung) und sichtbare Wirkung politischer 
Entscheidungen.

4. �Resonanz erhöhen – durch Politik auf Augenhöhe, 
sichtbare Politik für junge Menschen und institu-
tionelle Vertretung mit echten Mitsprachemöglich-
keiten.

Diese Empfehlungen greifen ineinander: Information 
und Bildung schaffen Wissen; frühe Teilhabe fördert 
Routine; glaubwürdige Kommunikation und Repräsen-
tation stärken Vertrauen. So entsteht ein Kreislauf, in 
dem junge Menschen nicht nur wählen, sondern sich 
dauerhaft als Teil der Demokratie verstehen.

Die Analyse verdeutlicht, dass ein großes Potenzial zur 
Mobilisierung junger Menschen besteht. Viele neue 
Wähler:innen begegnen politischen Prozessen mit 
größerem Optimismus als Ältere und geben Parteien 
als politische Einsteiger:innen „Vorschusslorbeeren“. 
Sie haben mehr Vertrauen in zentrale Institutionen wie 
den Bundestag und gehen von mehr Responsivität der 
Politiker:innen aus. Selbst junge Nichtwähler:innen 
nehmen häufiger wahr, dass sich Politiker:innen um die 
Meinung der Bevölkerung kümmern als ältere, immer 
wählende Menschen. Dies zeigt ein großes Potenzial, 
junge Menschen einzubeziehen – birgt aber auch die 
Gefahr von Enttäuschung und politischer Entfremdung 
bei ihnen. 



Warum die Stimmabgabe für junge Menschen kein Selbstläufer ist
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Gerade der stark in sozialen Medien präsente Bundes-
tagswahlkampf 2025 hat gezeigt, dass Austausch zu 
Politik inzwischen vermehrt dort stattfindet, wo sich 
junge Menschen bewegen. Plattformgerechte Kommu-
nikation allein reicht jedoch nicht aus: Junge Menschen 
wollen ernst genommen werden und erwarten eine 
Politik, die zuhört, einbezieht, ihre Lebensrealität an-
erkennt und nachvollziehbar handelt.

Eine lebendige Demokratie hängt davon ab, kom-
mende Generationen an politische Prozesse heran-
zuführen, sie zu begleiten und ihre Beteiligung zu 
ermöglichen. In einer alternden Gesellschaft ist Gene-
rationengerechtigkeit nicht nur eine soziale, sondern 
auch eine demokratische Frage: Wenn die Stimmen 
junger Menschen seltener gehört werden, verliert 
Politik an Ausgewogenheit und Zukunftsorientierung. 
Gleichberechtigte Beteiligung sichert sowohl politische 
Repräsentation, als auch die langfristige Legitimität 
demokratischer Entscheidungen und ist die Grundlage 
für eine zukunftsfeste Demokratie.
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